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Die Sinnloſigkeit der letzten Kriſe, die für jeden
Außenſtehenden von vornherein klar waär, iſt durch den
Gang der Entwicklung deutlich genug unterſtrichen wor
den. Man begreift beim beſten Willen nicht, wozu ein
Kabinett geſtürzt worden iſt, wenn es ſich im weſentlichen
wie ein Phönix aus der Aſche wieder erhebt. Das iſt
das Ergebnis dieſer Verhandlungen, mit denen die letz

en Wochen ausgefüllt waren. Gewiß, ſteht die endgül
tige Löſung auch heute noch nicht feſt, aber alles deutet
darauf hin, daß der Kanzler Marx in gleicher Eigenſchaft
zurückkehrt. Auch ſonſt werden die Veränderungen kei
en beſonderen Umfang annehmen, falls es nicht in lletz
er Stunde den Deutſchnationalen gelingt, ihren Willen
durchzuſetzen, und einige Poſten ſür ſich zu erlangen. Dieſe

Möglichkeit iſt vor der Hand nicht ganz abzuweiſen,
würde aber erſt recht die Sinnloſigkeit der Kriſe offen
baren, denn das hätte Graf Weſtarp bereits im Dezember
Erreichen können, ohne das deutſche Volk aus ſeiner Ruhe
uſguſchrecken. Ueberhaupt war das Gegebene eine Am-
Bildung der Regierung in aller Stille. Die Wege nach
echts und links ſtanden offen, und es hing lediglich von
Den beiden großen Oppoſitionsparteien ab, welche von
nen zur Macht gelangen würde. Beide haben verſagt,

Daran iſt feſtzuhalten. Der Parlamentärismus iſt nur
öglich, wenn auch die Oppoſition ein geſteigertes Ver

wiwortlichkeitsgefühl beſizt, daran hat es rechts wie
inks in gleichem Maße gefehlt. Ein Mißtrauensvotum

hat nur dann eine Berechtigung, wenn es begründet
Wwird, alſo einen Kurswechſeh erfordert. Gerade das aber
wurde vermieden. Die Sozialdemokraten wählten eine
möglichſt verſchwommene Form, um den Deutſchnationa

n die Zuſtimmung zu erleichtern, und dieſe gaben dann
uch ihre weißen Zettel ab, obwohl ſie ſich dabei ganz
etwas anderes dachten als die Sozialdemokraten.
S Es iſt am Scherz geſagt worden, der Reichspräſidentatte Hermann Müller und den Grafen Weſtarp ge
einſam mit der Kabinettsbildung beauftragen müſſen.
Einen Scherz ſtellt es nur deshalb dar, weil man eher
Feuer und Waſſer zuſammenbringen kann als dieſe bei

Den politiſchen Perſonen. Darüber hinaus aber enthält
das Wort eine vernichtende Kritik. Parteien, die nicht
huſammenarbeiten können, dürfen ſich auch nicht im nega
en Zielen zuſammenfinden. Doch nicht nur der Aus
angspunkt der Kriſe zeigt eine politiſche Anreife, ſon
dern auch in mindeſtens gleichem Maße ihr Verlauf.
Herr Curtius, der zunächſt betraut wurde, hat ſämtliche
Fehler begangen, die überhaupt denkbar waren. Man
nuß daran feſthalten, daß nach der Reichsverfaſſung der
Reichspräſident den Kanzler ernennt. Schon hier iſt man
won dem Sinn des grundlegenden Prinzips abgewichen.
Die Betrauung ohne Ernennung öffnet allen unverant
wortlichen Einflüſſen Tür und Tor. Der endgültig be
ſtimmte Kanzler aber hat ſich ſeine Miniſter auszuwäh

len und ſie dem Staatsoberhaupt zur Beſtätigung vor
huſchlagen. Nur wenn dieſer Weg beſchritten wird, kann

man dem deutſchen Volk das unwürdige Schauſpiel er
paren, das die erſten Wochen des neuen Jahres ihm ge
boten haben. Daß Herr Curtius mit den Parteiführern
werhandelte, entſpricht zwar unſeren Gepflogenheiten, iſt
Aber unpraktiſch und verfaſſungswidrig. Von demokra
tiſcher Seite wurde deshalb auch wiederholt gefordert,
daß der Kanzler ſein Kabinett bildet, ohne die Parteien
zu befragen und dann vor den Reichstag tritt, der ihm das
Vertrauen gewähren oder verſagen kann. Statt deſſen
hat Herx Curtius nicht nur die Parteiführer zu Rate ge
ogen, ſondern auch die Vertreter der Gewerkſchaften und
Broßen Wirtſchaftsorganiſationen. Vor der Wieder
holung ſolcher Vorkommniſſe kann nicht dringend genug
gewarnt werden.

So richtig es iſt, die Männer des praktiſchen Lebens
u befragen, wenn es ſich um ein klar formuliertes
Problem handelt, deſſen Löſung ja immer Ausgleich
widerſtrebender Intereſſen ſein muß, ſo grundfalſſch iſt es,
bei einer Regierungsbildung Fremde heranzugiehen. Der
Kanzler hat allein ſich ſeine Mitarbeiter zu ſuchen. Man
wird dagegen einwenden, daß wir auf dieſem Wege noch
häufiger zu Kriſen kommen werden. Vielleicht im An

aber allmählich würde ſich dieſer Gedanke ſchon
rchſetzen, und nach ein bis zwei Reichstagsauflöſungen

würde die Nation die Parteien ſchon daran gewöhnen,
Ruhe zu halten. Das deutſche Volk will in ſeinem ſchwe
en wirtſchaftlichen Ringen nicht durch ſtändige Kriſen
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Gefahren in China.
gelähmt werden. Auch kann man von einem Reichs
kanzler verlangen, daß er die Mehrheitsverhältniſſe rich
tig einſchätzt, und von vornherein genau weiß, welche Auf
gaben und mit welchen Parteien er ſie löſen kann. Daß
Herr Curtius falſch gehandelt hat, zeigte ſein Mißerfolg.

Herr Marx hat den gleichen Fehler nicht begangen,
aber auch er hat ſich zum Spielball der Parteien machen
laſſen. Er verſuchte eine Anlehnung nach links und eine
mach rechts, während er ſelbſt wohl die Mitte als die
einzig mögliche Löſung erkannte, auch wenn er, genau
wie wir, ſich darüber klar ſein mußte, daß eine Neuwahl
in abſehbarer Zeit unvermeidlich werden würde. Nur
mußte er es darauf ankommen laſſen, ſtatt deſſen hat er
mit den Deutſchnationalen und den Sozialdemokraten
unterhandelt. Gegen die große Koalition legte die
Deutſche und die Bayriſche Volkspartei ſofort ihren Pro
teſt ein. Die Sozialdemokraten ſind durchaus willig ge
weſen, hatten aber den geeigneten Augenblick werpaßt.
Jhre Anterlaſſungsſünden wurden im vergangenen Jahre
begangen. Dreimal lehnten ſie das Anerbieten der Mitte
ab und ſie haben zuletzt den Sturz der Regierung Marx
herbeigefülhrt, obwohl ſie mit einigem Erfolg auf eine
Ambildung hinarbeiten köonnten, die ihren Wünſchen ent
ſprach.

Noch ſeltſamer iſt die Haltung der Deutſchnationalen
Das Zentrum hatte zwar ihre Aufnahme in die Regie
rung abgelehnt, aber man wird das Nein dieſer Partei
erſahrungsgemäß nicht zu hoch veranſchlagen dürfen. Sie
läßt ſich gern von den Ereigniſſen zwingen. Das wird
durch die Rückſicht auf die beiden Flügel geboten, die ſtark
auseinanderſtreben, aber in der Stunde der Not Zen
trumspolitik einmütig betreiben. Jn der Tat hat man
denn auch den Deutſchnationalen gewiſſe Bedingungen
geſtellt, deren Erfüllung zum Bürgerblock führen muß.
Bekenntnis zur Republik und zu Locarno Hier ſetzt das
Satyrſpiel ein. Ein großer Teil der Fraktion iſt dazu
bereit. Das haben auch Beſprechungen gezeigt, die zwi
ſchen Vertretern des linken Flügels und Zentrumsabge
ordneten in den letzten Tagen ſtattfanden. Graf Weſtarp
aber, der als Hüter monarchiſtiſcher Aeberlieferungen
die Partei von Niederlage zu Niederlage erfolgreich ge
führt hat, hielt in Berlin ſeine törichte Rede. Nur die
alte Staatsform könne Deutſchland retten. Man ver
kennt völlig die Abſichten des Grafen, wenn man an
nimmt, daß es ſich hier um eine Entgleiſung handelt, um

ein Zurückfallen in liebe alte Gepflogenheiten. Es war
ein beabſichtigter Vorſtoß gegen die Linkselemente inner
halb der Fraktion. Bis zur Palaſtrevolution ſind die
Dinge wohl noch nicht gediehen, aber man wird der wei
teren Entwicklung mit einiger Spannung entgegenſehen
dürſen. Dabei iſt zu beachten, daß der Konflikt in der
deutſchnationalen Preſſe ſelbſt nicht zum Ausdruck kommt.
Selbſt die Deutſche Tageszeitung hat die entſcheidenden
Stellen in der Rede Weſtarps fortgelaſſen, offenbar in
der Erkenntnis von ihrer UAnzweckmäßigkeit.

Vor ausſichtlich wird erſt gegen Ende der Woche die
Entſcheidung fallen. Es beſtehen zwei Möglichkeiten,
entweder die Rückkehr des alten Kabinetts, die eine
Reichstagsauflöſung bedingen würde, oder ein Kabinett
der bürgerlichen Partei. Sollte dieſes der Fall ſein, ſo
wird ſich der Konflikt innerhalb der Deutſchnationalen
wahrſcheinlich verſchärfen. Sie werden dann gezwungen
ſſein, zur Republik endgültig Stellung zu nehmen. Vor
gausſetzung bleibt allerdings, daß das Zentrum an ſeinen
Bedingungen feſthält, und nicht, wie ſo häufig, umfällt.
Auf jeden Fall aber müſſen wir aus dieſer Kriſe heraus
kommen, weil die außenpolitiſche Lage eine aktions
fähige Regierung erfordert. Es iſt ein unhaltbarer
Zuſtand, daß ein geſchäftsführendes Miniſterium ſo wich

Atige Fragen wie die der Militärkontrolle erledigen ſoll.
Die bisherigen Verhandlungen in Paris haben noch zu
keinem Ergebnis geführt. Die deutſchen Zugeſtändniſſe
ſind der Gegenſeite nicht weit genug gegangen Wie uns
offiziell verſichert wird, laufen die Verhandlungen nor
mal weiter. Das iſt eine diplomatiſche Wendung, bei
der man ſich nicht viel denken kann, zumal ein Termin
ſfeſtſteht. Am 31. Januar muß eine Vereinbarung zwi
ſchen uns und der Entente über die Oſtfeſtungen und
die Frage des Kriegsmaterials getroffen worden ſein,
ſonſt wird die Angelegenheit dem Völkerbundsrat, und
wenn auch dieſer zu keiner Entſcheidung kommen kann,
dem Haager Gericht überwieſen Wir hönnen dieſer Ent
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wicklung ruhig entgegenſehen, da der Spruch wahrſchein
lich zu unſern Gunſten ausfällt, doch wäre es im Jnler
eſſe einer gedeihlichen Entwicklung der deutſch-franzöſiſchen
Beziehungen beſſer, wenn man ohne das Eingreifen
Dritter zu einer freien Verſtändigung gelangen könnte.

Es iſt in dieſen Tagen viel von Meinungsverſchieden
heiten zwiſchen Briand und Poincare die Rede geweſen,
die auch in Paris zu einer Kabinettskriſe Anlaß geboten
hätte. Die Auffaſſung über das Verhältnis zu Deutſch
land iſt bei beiden Staatsmännern grundverſchieden,
nur ſind ſie überzeugt, daß die Finanzlage Frankreichs
das Fortbeſtehen des jetzigen Kabinetts unbedingt er
heiſcht. Deshalb iſt auch in langer Ausſprache ein
Uebereinkommen erzielt worden. Man will einen Bruch
vermeiden, der zur Auflöſung der Kammer führen müßte.
Jn wieweit wir die Koſten dieſer Verſtändigung zu be
zahlen haben, iſt noch nicht erſichtlich. Man ſoll aber
bei uns nicht alles tragiſch nehmen, ob die einzelnen
Perſönlichkeiten wollen oder nicht, auf die Dauer gibt
es für Frankreich keine andere Politik als die von Lo
carno und Thoiry. Selbſt wenn Unterbrechungen ein
treten ſollen, werden Finanz und Wirtſchaft ſchon von
ſelbſt die Politik in das alte Geleiſe zwingen

Bedenklicher ſind die Vorgänge in Amerika und Aſien.
Herr Kellogg hat ein ziemlich verwegenes Spiel getrie
ben, als er in Nicaragug einmarſchierte und eine Kriegs
gefahr mit Mexiko heraufbeſchwor. Daß die Vereinigten
Skagten militäriſch ſtegen würden, 1 ſt
Zweifel. Die öffentliche Meinung hat ſich aber gegen
jedes Abenteuer ſo ſcharf gewandt, daß Kellogg einen
ſtrategiſchen Rückzug antreten mußte. Es wird alſo wie
der Verſöhnungspolitik verſucht werden, und das einzige
Kriegsopfer dürfte Herr Kellogg ſelber werden, als deſſen
gegebener Nachfolger Botſchafter Houghton, der lange in
Berlin war, anzuſehen iſt.

Nicht ſo leicht wird die chineſiſche Frage geregelt
werden. England hat ſtarke Streitkräfte nach Oſtaſien
unterwegs und ſcheint zum äußerſten entſchloſſen zu ſein.
Seine Hoffnung aber, im Einvernehmen mit den an
deren Großmächten zu handeln, iſt recht trügeriſch.
Waſhington dürfte kaum geneigt ſein, ſich einzumiſchen,
und die Rede des japaniſchen Miniſterpräſidenten zeigt,
daß man in Tokio durchaus nicht gewillt iſt, britiſche
Kaſtanien aus dem chineſiſchen Feuer zu holen Hier iſt
Zündſtoff vorhanden, der vielleicht die Welt noch in die
ſem Jahre vor peinliche Exploſtonen ſtellen wird.

Richard May.

Wer die Neichswehr?
Der Fall Geßler.

Die Auseinanderſetzungen zwiſchen Dr. Koch, General
Reinhardt und Miniſter Geßler, hatten im deutſch
nationalen Lager eine gute Aufnahme gefunden. Die Rechts
preſſe freut ſich „königlich“ und nützt den Fall überaus
reichlich aus. Sachlich kann man gegen Koch's Abwehr
nichts ſagen, dafür behilft man ſich durch widerliche,
perſönliche Polemik gegen die Demohkratiſche Partei
im allgemeinen, insbeſondere aber gegen ihren Führer Erich
Koch. Das Magdeburger deutſchnationale Blatt, die

Magdeburger Tageszeitung“ fantaſtert von einer
„Spaltung bei den Demokraten und ſpricht von dem
„Demokratenhäuptling Koch“ von dem „Dikta
tor“ Theodor Wolff. Dieſe Dreckſpritzer des deutſchnatio
nalen Blattes treffen unſeren Führer nicht, Was Koch
unternommen hat, findet bei den Demokraten und darüber
hinaus bei allen anſtändigen Menſchen volle Beteiligung.
Um unſeren Leſern einen Einblick in dieſen Vorgang
zu verſchaffen, laſſen wir dieſe Briefe folgen:

Koch an General Reinhardt.
Sehr geehrter Herr Reinhardt!

Jn der „D. A. Z. dem aus VReichsmitteln geſpeiſten
Sammelbecken für gehäſſtge Angriffe und unwahre Behaup
tungen gegenüber der Deutſchen Demokratiſchen Partei ver
öffentlichen Sie unter Hinzufügung Jhres Titels und Jhrer
amtlichen Funktion einen Artikel Der Heereserſatz“ Sie
ſagen in dieſem Artikel:

„Hand aufs Herz, wo ließt man „Jch bin deutſcher
Republikaner und bereit, mein Vaterland mit der Waffe
in der Hand gegen feden zu verteidigen, der deutſchen
Boden rauben will. Jch trete dafür ein, daß die Wehr

unterliegt denen

ochenblatt für Freiheit und Vaterland.



macht der deutſchen Republik das heilige Recht des deut
ſchen Volkes, ſein Land zu verteidigen, in gleicher Weiſe
und mit gleichen Mitteln wahrnehmen kann, wie jedes
Nachbarn Wehrmacht. Der oberſte Geſichtspünkt in der
Abrüſtungsfrage iſt für mich die „Sicherheit des deutſchen
Volkes

Sie beantworten dieſe Frage dahin, daß die demo
Kratiſche Partei dieſen Ton nicht gefunden habe. Sie be
haupten, daß die Wortführer der Partei es nicht für opportun
halten, das zu bekennen. Sie begründen das mit der
Behauptung, daß die Wortführer dem Stimmzettel der Müden
im Volke, denen ein weichliches „nie wieder Krieg gefällt,
Rechnung trügen. Sie unterſtellen, daß das geſchehe, weil
es polltiſch einträglicher ſei, als ein Bekenntnis zur unpopu
lären und unzeitgemäßen nationalen Wehrhaftigkeit.

Ich bedaure, daß ich, der ich in einem Kabinett der
Weimarer Koalition harmoniſch und erſprießlich mit Jhnen
Zuſammengeſeſſen habe, zu einer öffentlichen Auseinander
ſetzung mit Jhnen genötigt bin. Aber Jhr Ausflug in das
Gebiet parteipolitiſcher Kritik zwingt mich dazu

Jhr Aufſatz iſt ein erſchütternder Beweis für die poli
tiſche Einſeitigkeit und Unwiſſenheit, die in leitenden
Kreiſen der Reſchswehr noch vorkommt. Ich ſollte meinen,
er würde den für die Reichswehr verantwortlichen Stellen
beweiſend für die Notwendigkeit ſein, darin Wandel zu

Wer ſind die Wortführer der Deutſchen Demokratiſchen
Partei, auf die Jhre Vorwürfe zuträfen Haben Sie, ehe
Sie dieſes Urteil abgaben, nie die Reden geleſen, die mein
Freund Peterſen und ich als Vorſitzende der Deutſchen
Demokratiſchen Partei über die Frage des Pazifismus und
ber die Frage der Reichswehr auf den Parteitagen der
D. D. P. gehalten haben Oder was für Sie amtlich noch
näher liegt, kennen Sie nicht die Ausführungen, die Jahr
für Jahr zum Heeresetat von den Wortführern unſerer
Partei, möge es Götz, Haas oder Rönneburg geweſen
ſein, gemacht worden ſind Wiſſen Sie nicht, welch heftigen
Angriffen jahraus, jahrein in Organen eines radikalen
Pazifismus wie dem „Anderen Deutſchland ausgeſetzt iſt?
Kennen Sie nicht das Parteiprogramm der Deutſchen Demo

krätiſchen Partei, in dem es heißt e
„Das uns aufgezwungene Söldnerheer ſt baldigſt durch

ein Milizſyſtem mit allgemeiner Wehrpflicht zu er
ſetzen, das geeignet iſt zur Verteidigung unſerer natio
nalen Unabhängigkeit.

Ich zitiere Jhnen nur einen Paſſus aus meiner Rede
auf dem letzten Parteitage der D. D. P.

„Wenn Paz ſismus heißt, das Märchen von der Allein
ſchuld Deutſchlands am Weltkriege hinnehmen und nach
ſprechen, wenn Pazifismus weiter heißt, unſere Reichs
wehr noch vermindern, während ringsum die Völker in
Rüſtung ſtarren, wenn Pazifismus endlich heißt, den
Verſailler Frieden als unabänderliches Recht hinnehmen,
dann werden ſowohl ich als jeder von Jhnen es weit
abweiſen, Pazifiſten zu ſein.

Wenn aber Pagziſfismus heißt, die Beziehungen mit
dem Auslande dazu zu benutzen, das Märchen von der
deutſchen Kriegsſchuld zu bekämpfen, wenn Pazifismüs
Heißt, die anderen darauf hinzuweiſen, daß nach dem
Verſailler Friedensvertrage zwar wir mit der Abrüſtung
voranzugehen, ſie aber nachzuſolgen haben, und wenn
Pazifismus endlich heißt, Europa durch den Verſailler
Friedensvertrag noch nicht als befriedet anzuerkennen,
ſondern im Zuſammenwirken mit anderen Völkern die
wahre Grundlage für ein friedliches Zuſammenleben der
europäiſchen Völker noch zu ſuchen, dann müßten wir
alle Toren ſein, wenn wir einen ſolchen Pazifismus nicht
im Hampfe um die Wiederaufrichtung und
die Gleichberechtigung
Bolkes bekennen und nutzen würden.

mann auch Richtſchnur der amtlichen Außenpolitik geweſen
iſt, als einen Pazifismus abzutun, der zum Eintritt in die

Das ſchlimmſte aber iſt, daß Sie unſere Haltung
diktiert glauben durch die Sucht, Stimmen zu gewinnen
Stimmen gewinnt man heute am beſten durch die Hervor
kehrung kriegeriſchen Wortheldentums
Aber ich habe in meiner langen politiſchen Tätfgkeit noch
niemals meinem politiſchen Gegner den Vorwurf gemacht,
daß ſeine politiſchen Handlungen auf Stimmenfang hin
zielten, anſtatt der Ausdruck ſeiner politiſchen Ueberzeugung
zu ſein. Es bleibt Jhnen vorbehalten, Herr General, bei
Jhrem Debut auf dem Gebiete der Parteipolitik Politiker
der Geſinnungsloſigkeit zu zeihen.

Und nun haben Sie, Herr General, das Wort zur
Erklärung, worauf Sie Jhre Behauptungen gegen die
demokratiſchen Wortführer gründen.

Erich Koch
Mitglied des Reichstages

Reichsminiſter a. D. Koch hat ſich gleichzeitig an den
Reichswehrminiſter Dr. Geßler gewandt mit dem
Erſuchen, die demokratiſchen Führer gegen die ungerecht
fertigten Vorwürfe des Generals VReinhardt zu ſchützen.

Reichswehrminiſter Geßler antwortete

Sehr geehrter Herr Koch!
In Erwiderung auf Jhr Schreiben vom 10. d. M.

beehre ich mich Jhnen folgendes mitzuteilen
Die Frage des Heereserſatzes beſchäftigt ſeit Monaten

die deutſche öffentliche Meinung auf das lebhafteſte.
Zahlreiche Federn ſachverſtändige und andere
haben ſich mit der politiſchen und techniſchen Seite des
Problems beſchäftigt. Der Chef der Heeresleitung hat
zur Klärung Berichte der verantwortlichen Befehlsſtellen
eingefordert. Auch General Reinhardt hat einen ſolchen
Bericht erſtattet. Da er ſich hierbei auch mit der poli
tiſchen Seite der Werbung befaßte, wurde ich erſucht,
die Veröffentlichung zu geſtatten. Ich habe dieſe Geneh
migung erteilt, ohne an dem Artikel irgendeine Zenſur
zu üben. Zunächſt aus grundſätzlichen Erwägungen Jch
wollte in einer Frage von der größten Bedeutung für
die Entwicklung des Heeres nicht die Armee mundtot
machen, ſondern auch ſie ſelbſt ſprechen laſſen. Dazu er
ſchien der Bericht des Generals Reinhardt beſonders ge
eignet. Denn er ſtammt von einem Offizier, dem, wie
Sie wiſſen, jeder Mißbrauch der Reichswehr zu ver
faſſungswidrigen und reaktionären Zwecken fernliegt.
Jhm liegt vielmehr die Herſtellung der Volksgemeinſchaft
in den Fragen der nationalen Verteidigung ganz be
ſonders am Herzen. Er wird auch in weiten .Kreifen
der Linksparteten zu den Führern der Reichswehr ge
rechnet, die dem neuen Staat gegenüber aktiv und poſi
tiv eingeſtellt ſind. Dadurch bek mmt ſein Bericht als
Stimmungsbild aus der Reichswehr eine beſondere Be
deutung, ſeine unveränderte Veröffentlichung erſchien mir
deshalb aus ſtaats politiſchen Gründen richtig. Daß da
bei die Erörterung parteipolitiſcher Verhältniſſe ſich nicht
vermeiden ließ, lag in der Natur des Themas, da ja
der Reichswehrwerbung einſeitige politiſche Tendenz vor
geworfen wird.

Daß der Artikel nicht ohne Widerſpruch bleiben würde
war mir klar. Denn der Soldat ſtellt aus ſeinem Be
rufsethos heraus an die Vertretung des Wehrgedankens
Anſprüche, die der Politiker nicht immer erfüllen kann,
die er aber in dem Kampf um die Seele der Reichswehr

tagsverhandlungen zum Heeresetat zugehen ließ Daraus
ergibt ſich ja die grundſätzliche Stellung der
Demokratiſchen Partei in dem Sinne einewandfrei, wie Sie in Jhrem Briefe hervor
heben Daneben gibt es aber ſehr viele Aeußerungen
in der Oeffentlichkeit und zwar von Leuten, die ſich als
beſonders berufene Jnterpreten republikaniſcher und demo
kratiſcher Weltanſchauung ausgeben, die eine abſolut ent
gegengeſetzte Einſtellung ergeben. Und Jhre eigenen Aus
führungen auf dem Parteitag in Breslau, die Siesin
Jhrem Briefe zitieren, ſind ein Beweis dafür, denn ſie
wurden ja zur Bekämpfung von Strömungen im Lager
der deutſchen Demokratie notwendig, die vielleicht keine
große Gefolgſchaft haben, aber ſehr laut auftreten und
in einflußreichen Organen zu Worte kommen. Daraus
erklärt ſich, daß Stimmungen und Auffaſſungen, wie ſie
im Artikel des Generals Reinhardt zum Ausdruck kommen
immer wieder neue Nahrung finden. Sie haben an der
temperamentvollen Darſtellung dieſer Stimmung in dem
Aufſatz ſcharfe Kritik geübt, aber ich weiß beſtimmt, daß
Sie irren, wenn Sie glauben, eine Verunglimpfung
der demokratiſchen Parteiführer habe im
Sinne des Verfaſſers gelegen. Mir kam es
darauf an, durch eine offene Ausſprache zu einer Klärung
und zur Verſtändigung zu kommen, und ich würde es
aufrichtig beklagen, wenn dieſer Zweck vereitelt würde.

Dieſen Brief bitte ich zugleich als Antwort auf Jhre
offenen Brief zu betrachten

Mit beſten Grüßen

de deutſchen

gatonsrat
indung mit

r

Funden an J

wir uns

in eingude
lichen Ver

ſo auf J

Jhr ergebenſter
gez. Dr. Geßler.

Kochs Antwort lautete:
Sehr geehrter Herr Geßler!
Aus Jhrem gefälligen Schreiben vom 15. Januar 1927 ent

nehme äich, daß Herrn General Reinhardt eine Verunglimpfung ohdem dieſe
der demokatiſchen Pateiführer ferngelegen hat. Jch entnehme ben paſſiere
daraus weiter, daß Sie die grundſätzliche Stellung der Deut Die Wirkn
ſchen Demokratiſchen Partei zur Reichswehr als „einwandfrei“ ne Ihnen
in dem gleichen Sinne bezeichnen, wie ich es in meinem Schrei n Deutſchen

ben an Sie ausgeführt hatte. Iulaß zu den
Bei dieſer Sachlage bitte ich mir aber zu geſtatten, nun d das i

mehr darauf hinzuweiſen, daß es mir danach noch unverſtänd ſeſen habe
licher geworden iſt, daß der Artikel des Herrn General Reinhardt neral Rein
geſchrieben werden konnte. Am unverſtändlichſten aber iſt mir ſchen
nunmehr, daß Sie ſeine Veröffentlichung gewünſcht haben. hre Abſch

Es gibt keine maßgebenden Kreiſe in der Partei, die der Seele der
Reichswehr feindlich gegenüber ſtänden. Es gibt allerdings h dieſen 9
Kreiſe, die Jhrer Tätigkeit in der Reichswehr nicht immer werden
Billigung gezollt haben. Auch daß ich in Breslau zur Frage ftel des
des Pazifismus ausdrücklich Stellung genommen habe, ſpricht nen der
nicht, wie Sie ſagen, für eine Spaltung der Partei in dieſer ſeimngen hi
Frage, meine Ausführungen ſind vielmehr in erſter Linie amer un
deswegen gemacht, um ähnliche Angriffe von außen her, wie t wied
ſie jetzt Herr General Reinhardt erhebt, zurückzuweiſen.Meine Haltung, gegen die auch Sie nichts einzuwenden haben, Mit beſte

iſt auf dem Parteitag ausdrücklich einſtimmig gebilligt
Aber darauf kammt es nicht an. Jn dem Artikel des Ge Wie ein

nevals Reinhardt ſind die Vorwürfe gegen die Demokratiſchen re
Partei und ihre Wortführung unterſchtedlos gerichtet. Es De De
wird ausdrücklich ein Strich zwiſchen Jhnen, Herr Geßler, und ſich alle
allen anderen Wortführern der Partei gezogen. Sie wiſſen M weht n

Reichswehr unfähig macht, iſt politiſcher Dilettantismus.
ehe

Von Martha Dönhofff-Soeſt,
Mitglied des Preußiſchen Landtages.

geglitten in die Ebene ſeines
Wie eine lange, gleichmäßige Straße liegt die Zeit vor
uns. Die beſchwingte
jahrserwartungen ſind ſtill geworden,
Einförmigkeit gähnt uns entgegen.
wir Schwung und Freudigkeit, um unſeren Weg zu gehen
und unſer Werk zu tun. Man kann ſie nicht immer aus
dem Arquell des Grundſätzlichen und aus dem Aether des
Jeals ſchöpfen;
Erquickung. Den ſchenkt uns die Kameradſchaft, dieſes
Sichbegegnen in Arbeit und Freude; ein Verhältnis ohne
feſte Bindung und ohne Verpflichtungen und doch voll
Reiz und Einfluß. Die viel mehr ſachlich als perſönlich
begründeten Beziehungen ſchaffen eine geſunde Luüft, in
der Kritik und Wollen gedeiht, Selbſtkritik und ein ge
genſeitiges Wägen und Anſpornen der Kräfte. Den
Frauen iſt die Kameradſchaft durch die Neugeſtaltung ih
res Daſeins gewiſſermaßen neu geſchenkt. Vielgeſtaltiger

aber ebenſogut wie wir, mit w i t enicht außer acht laſſen darf. Der Artikel hebt ja ausdrücklich e elger Feene wir n e e
hervor, daß der Verfaſſer der Auffaſſung iſt, daß dasdie Angehörigen der Linksparteien ſelbſtver tandſtändlich wie die Verfaſſung ſo auch die z 9 m MrrifGrenzen ihres Vaterlandes mit voller Hin l u ine r e
gebung verteidigen werden. Aber er iſt der ne Wdes deutſchen e r er dieſer Jdeale in der Hal Hann denke daran, daß die Beiträge e
ungihrer Parteien Widerſprüche u. Lücken beſtehen, die in der eSolche Geſinnung, wie ſie von Rathenau bis Streſe Armee das Bild erzeugen, das er en hat. So in n ren u e ken Volke
weit ich konnte, habe ich mich bemüht, ſie auf das be Drgantſat on hängt van ber fnan stelle i
rechtigte Maß zurückzuführen, indem ich allen Heeres Leiſtungsfähigkeit ab. diſtellen alljährlich die amtlichen Berichte über die Reichs le

F. C Unſererm ein
Kameradſcheft betonter Jndividualismus, Schwärmerei, in ihrer Aus lungnahme des ADLV. zu dem eigentlichen Geſetz nach re z

e ſchließlichkeit, gehören nicht dahin. Sie haben ihr Recht ſeinem Erſcheinen ſein ſollte, führte zu der Auſſtellung e
in anderen Lebensbezirken; in das Weſen der Kamerad folgender Forderungen n l
n e ſie e falſchen Ton. Sie geht nicht vom de J n Aufſicht e die Lehrbetriebe, in denen nur W

erſönlichen aus, ſie verbindet die Menſchen im Gedanken r größtenteils weibliche Jugendliche beſchäftigt wer dten e en e e e nene Wer ſeefe. n e Se ins ſaentt a nen das e aregelmäßigen Verlaufs. Demokratie mit ihrer ſtarken Bindung des perſönlichen 2. Die Ausbildung der weiblichen Jugendlichen liegt de Geſ
t e Wollens an den ſachlichen Zweck der Gemeinſchaft iſt ein in der Hand von Frauen, ſoweit die Betriebe über ge n bis

etwas e de Boden für Kameradſchaft. Möchte ſie uns zum eignete weibliche Kräfte verfügen. wolle
nd doch brauchen Bbeglüchenden Erleben werden und ihre Kraft ausſtrömen 3. Bei der Geſellen oder Gehilfenprüfung der wei es on

in der Arbeit für unſere Jdeen! lichen Jugendlichen hat eine Frau den für den Berufs e
e ſchulvertreter beſtimmten Sitz inne. eheLehrerinnen und Berufsausbildungsgeſetz. n s d Freizeit der Jugendlichen iſt durch das Geſetz e

ein Satteltrunk am Wege bringt auch Auf der letzten Geſamtvorſtandsſitzung des Allge e z Hſf b demeinem Deutſchen reren e auch über un Die en weibliche und männliche Ju er e
den Referentenentwurf zum Geſetz über berufliche Aus gendliche iſt zeitlich und ſachlich gleich in dem
bildung Jugendlicher berichtet. Nach dem Entwurf ſoll An den Städtetag und die weiblichen Stadtverordne So bede
das Geſetz Jugendliche vom 14. bis 18. Jahr und Kinder ten wird eine Eingabe gerichtet werden, die auf den Woohlſah
wom 13. Jahr an erfaſſen. Von großer Wichtigkeit iſt Mangel an Fachſchulen aufmerkſam macht und den Aus e Wolle
die für alle Lehrbetriebe erhobene Forderung nach einem bau dieſer Schulen fordert.
Lehrvertrag, der künftig alſo auch in Land und Haus
wirtſchaft abgeſchloſſen werden ſoll. And während diealte Gewerbeordnung keine Beſtimmung über die Güte Rednerkurſe für Frauen in England.
der Ausbildung gab, den Wert der Ausbildung für den Die große Steigerung in der Zahl de eingetragenenals ſonſt ſind die Bedingungen unter denen ſich kamerad

ſchaftliches Leben für ſie auswirkt; zwiſchen Frauen allein
und zwiſchen beiden Geſchlechtern. Sicher gibt es menſch
liche Beziehungen, die ſtärker wirken und tiefere Werte
hervorbringen, Freundſchaft, Liebe, Ehe, auch eine ver
warzelte Geſinnungsgemeinſchaft. Aber die Berührung
im kameradſchaftlichen Verkehr, das Geben und Nehmen
und ſich finden im Sachlichen iſt ungemein erfriſchend und
fruchtbar. Alles ſtark Perſönliche, geſchlechtliche Erotik,

Jugendlichen in keinem Betriebe nachprüfte, ſo ſieht der
Referentenentwurf für das neue Geſetz die Möglichkeit
vor, einem Betriebsinhaber die Befähigung zur Ausbil
dung von Lehrlingen abzuſprechen. Das Geſetz macht aber
bisher Halt vor den Kindern, die zu den eigenen Eltern
im Arbeitsverhältnis ſtehen, hier wird die Güte des
Lehrbetriebes nicht nachgeprüft. Die Ausſprache über
den Entwurf, die eine Vorbereitung für die ſpätere Stel

weiblichen Wähler in London hat die konſervative Partei
dazu veranlaßt, Rednerkurſe für Frauen einzurichten
um ſie zu öffentlichen Rednern auszubilden, da
ein großer Mangel an ſolchen herrſcht. Die neuen
Liſten zeigen ein Anwachſen der weiblichen Stimmen um
350 000. Die Geſamtziffer an weiblichen Wählern in
England beträgt damit 10000000 gegenüber

13 000 000 männlichen Wählern.



Die ſoziale Geſundheitspflege, der Ausbau der
Schulſchweſternarbeit und die genaue Buchführung der
Schule über die Entwicklung eines jeden einzelnen Kindes
in den jetzt faſt überall eingeführten Perſonalbogen
werden gewiß dazu beitragen, daß das Tempo der Ermitt
lungen bald beſchleunigt wird Die neue Lehrerbildung
wird dabei ebenfalls ſegensreich mitwirken.

Eine ſo weitgreifende Entwicklun ix r S en ng des geſamten Fürſorgeweſens wird natürlich die Vollzieherin der Fürſorge
erziehung, die Provinz, vor durchaus andere Aufgaben
ſtellen, als ſie bisher daſtanden, Darüber J
Abſchnitt er im nächſten

ParkeBezirk Magdeburg.
Veranſtaltungen S

auf Ihren Die deutſchen Vertreter General von Pawelſz, Geheimer
Legationsrat Forſter und Herr von Doberg nach einer Ver
handlung mit der Botſchafterkonferenz in Paris über die

Der Kampf un die deutſchen Oſtfeſtungen.

Reſtfragen der Entwaffnung, beſonders über die deutſchen

Oſtfeſtun gen e S

a

Stunden an Jhnen feſtgehalten und Sie geſtützt haben, wie
ſehr wir uns jederzeit bemüht haben, überlaute Stimmen der
Kritik einzudämmen, und wie entſchieden wir uns in allen
amtlichen Verhandlungen trotz mancher Bedenken gegen Jhre

en Politik auf Jhre Seite geſtellt haben. Ich bedaure, daß Sie
Ilimpfung trotzdem dieſe einſeitige und falſche Darſtellung über uns alle
enknehne haben paſſieren laſſen.
der Deut Die Wirkung dieſes Artikels iſt die erwartete geweſen. Jch
wandfrei könnte Jhnen zahlloſe Zeitungen der Rechtsparteien, ja auch
m Shhrei Der Deutſchen Volkspartei, vorlegen, in denen der Artikel

Anlaß zu den gehäſſigſten Angriffen gegen üns gegeben hat
Und das iſt noch eine der mildeſten Ausführungen, die ich
geleſen habe der Freude Ausdruck gegeben wird, daß der
General Reinhardt endlich einmal uns waterlandsloſen und

Pazifiſtiſchen Demokraten auf die Finger geklopft habe. Wenn
es Jhre Abſicht geweſen iſt, uns anzuhalten, einen Kampf um
Sie Seele der Reichswehr zu führen, ſo iſt uns dieſer Kampf

Allerdings Durch dieſen Artikel ganz gewiß nicht erleichtert. Jm Gegen
ſt ne eil werden zahlreiche Angehörige der Reichswehr, die den
r Frue rtikel des Generals Reinhardt und die konmentierenden

ſpricht Stimmen der Rechtspreſſe leſen und glauben, zu irrigen
in dieſer Meinungen hingeführt und uns entfremdet werden. Es wird

ter Linie ühſamer und großer Anſtrengungen bedürfen, um dieſen
her wie Eindruck wieder zu verwiſchen.

ten, nun
wwerſtänd

Reinhardt

er iſt mir
aben.

i, die der

e en Mit beſten Grüßen Jhr ergebenſter

gt gez. Koch, M. d. R. Sdes e Wie einig die Demokraten in dieſem Vorgang ſind,
erüſheg Weigt ein Fraktionsbeſchluß vom letzten Mittwoch
ſe. Die Deutſche Demokratiſche Reichstagsfraktion, die
ler nd ch durch alle berufenen Vertreter ſtets für die Reichswehr
ie wie Aingeſetzt und deren Entpolitiſterung als Vorausſetzung
ſchwerſten der Wehrhaftigkeit der Nation gefordert hat, mißbilligt

S auf das ſchärſſte, daß ein General in die Politik ein
eift und hierbei verletende und durch Tatſachen wider
gte Angriffe gegen die Deutſche Demokratiſche Partei
chebt. Sie erſucht ihren Vorſtand, die nötigen Schritte
gen die Wiederholung eines ſolchen Vorganges und für
e Beſeitigung der Mißſtände, die ihm zugrunde liegen,
tun, weil nur dann die Reichswehr die Sache des ge
ten Volkes werden kann.“

Die Provinz als Erzieherin.
Von Hugo Schmidt, Magdeburg

e II.
Anſere neue Geſetzgebung hat endlich jedem deutſchen

Kinde ein Recht auf Erzte hung zugeſprochen.
Das ſollte zwar in einem Kulturſtaate eine ſelbſtverſtänd

ſeth nach liche Sache ſein, aber, ſo unglaublich es klingt, vor dem
iſſtellung 9. Juli 1922 hat dieſes einfache Recht in Deutſchland

noch nicht beſtanden. Bis dahin konnten in manchen
nen nut Bundesſtaaten erziehungsunfähige und erziehungsunwil

ge Eltern ihre Kinder ſolange behalten und zum Scha
en der Geſellſchaft und des Staates ſeeliſch verkommen
aſſen, bis die leibliche oder ſittliche Verwahrloſung als

bereits vollendet nachzuweiſen war oder doch wenigſtens
e bevorſtand. Das bedeutete natürlich oft nichts an

res, als daß es dann überhaupt zu ſpät war. And
in der Tat vermochten oft genug die Bemühungen und
Ausgaben der Kommunalverbände nichts mehr zu retten

Geſeh Der alte Staat konnte wegen dieſer unglaublichen Geſetzes
is ücke die Eltern von Rechts wegen nicht zwingen, ihre
che J Kinder entweder vernünftig zu ergziehen oder die Er

Fiehung dem Staate abzutreten.
So bedeutet alſo der S 1 des Reichsgeſetzes für Ju

n adwohlfahrt einen Markſtein in der Kulturgeſchichte un
eres Volkes. Alle Staatsbürger ſollten ſeinen einfachen

Sonntag, den 23, Janunagr, nach m i

Wortlaut kennen „Jedes deutſche Kind hat ein Recht
auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaft
lichen Tüchtigkeit.“

Jnfolge aller bisherigen Vernachläſſigungen wird es
freilich noch geraume Zeit dauern, bis dieſes der Form
mach gewährleiſtete Recht auf Erziehung für jedes deutſche
Kind eine Tat wird. Zwar haben wir ein Reichs
jugendamt und in den Ländern, Kreiſen und Stadt
gemeinden Jugendämter, aber die volle und er
folgreiche Auswirkung dieſer Aemter läßt noch auf ſich
warten. Die ſtarken Aufwendungen haben in der Kürze
der Zeit aus naheliegenden Gründen noch nicht vermocht,
praktiſch und theoretiſch vielſeitig ausgebildete Fürſorge
in ausreichender Anzahl bereitzuſtellen. Die wirtſchaft
liche Not hat zu vielen Abſtrichen gezwungen. Was in
Jahrzehnten verſäumt worden iſt, kann nicht in wenigen
Jahren nachgeholt werden. Umſo höher iſt anzuerken
nen, was bisher trotz aller Hemmniſſe erreicht werden
konnte. Großer Dank gebührt allen Helfern. Wir wer
den ſpäter bemerken, daß auch die Einrichtungen für die
praktiſche Durchführung der ſtaatlichen Erziehungsmaß-
nahmen noch nicht auf voller Höhe ſind.

Den Antrag auf Uebertragung der Erziehungsrechte
von den Eltern auf den Staat ſtellt das Jugendamt. Es
iſt ſelbſtwerſtändlich, daß ein ſolcher Antrag nur nach den
ſorgfältigſten Nachprüfungen und nach eingehender Be
gründung geſtellt werden darf. Jmmer bleibt feſtzuhal
ten, daß auch die beſte Fürſorgeerziehung eine E r a tz
ergiehung bleibt und daß wirkliche Elternliebe über
haupt nicht zu erſetzen iſt. Leider gibt es allerdings in
unſerer ſchweren Zeit nicht wenige Fälle, die wahre El
ternliebe ſehr vermiſſen laſſen. Die Lockerungen der
Familien nehmen mehr und mehr zu.

Alle werantwortlichen Stellen die mit dem Kinde zu
tun haben, alſo insbeſondere die bisherigen Klaſſenlehrer,
der Schularzt und die Bezirksfürſorge, haben eingehend
zu berichten. Auf Grund des geſamten Materials und der
ſich etwa anſchließenden gerichtlichen Anterſuchung hat
das Vormundſchaftsgericht darüber zu entſcheiden, ob
Fürſorgeerziehung einſetzen ſoll.

Leider liegen gewöhnlich zwiſchen den erſten Er
mittelungen und dem gerichtlichen Beſchluß mehrere Mo
nate. Der Geſchäftsgang mancher Behörden läßt leider
noch eine gewiſſe kaufmänniſche Zweckmäßigkeit vermiſ
ſen. Wir haben noch nicht den kürzeſten Weg gefunden,
um eine derartige wichtige Angelegenheit möglichſt raſch
zu erledigen. Erziehungsnot will ſchnell behoben ſein,
andernfalls wächſt ſie lawinenartig an und iſt vielleicht
überhaupt nicht mehr zu beheben.

der
Deutſchen Demokratiſchen Partei,

Ortsgruppe Magdeburg.

Geſchäftsführender Ausſchuß Montag, den 31. Januar
e 728 Uhr in der Geſchäftsſtelle, Breiterweg 139

is

Stammtiſch: Dienstag, den 25. Januar, abends 8 Ahr
Hotel „Weißer Bär“, Weinfaßſtraße

Demokratiſche Jugend: Freitag, den 28. Januar,
Uhr abends, Zimmer 8, im FrankeJugendheim Vortrags
Abend.

Bezirksverband Magdeburg Anhalt der D. D. P.
Bezirksvorſtand. Sonntag den 23. Januar

vormittags 11 Uhr in Halberſtadt Hotel „Prinz Eugen“
Breiteweg 42 43. Vollſſitzung.

Auf, nach Halberſtadt! Die Deutſche Demo
kratiſche Partet, Bezirk Harz, veranſtaltet am Sonntag,
den 23. Januar, nachmittags 3 Uhr im großen
„Stadtparkſaal“ eine vaterländiſche Kundgebung
Die Feſtrede hat unſer Abgeordneter, Staatspräſiident
a. D. Dr. Hummel übernommen Demokraten von
Halberſtadt und Umgebung erſcheint in Maſſen

Die Teilnehmer an dem demokratiſchen Reichsbauern
tag in Braunſchweig am Sonnabend, den 29., und Sonn
tag, den 30. Januar, müſſen ſofort der Bezirksgeſchäſts
ſtelle in Magdeburg gemeldet werden

Demokraten! Gewerbetreibende!
Wir bitten alle Gewerberäume und Ladenmieter,

ſoweit ihnen gekündigt oder die Miete geſteigert
worden iſt, vertrauens voll dem Unterzeichneten ſchrift
lich oder auch mündlich (Fernruf 8095) Mitteilung
zu machen. L. Münz Breiterweg 139/140.

Mitteldeutſche Jugendtagung.
An den am Sonnabend, den 22. Januar in Deſſau

ſtattfindenden Unterhaltungsabend des Landesverbandes
Mitteldeutſchland deutſcher demokratiſcher Jugend, an dem
Reichstagsabgeordneter Lemmer die Feſtrede halten
wird, ſchließt ſich am Sonntag darauf eine weitere Zuſam
menkunft der Mitteldeutſchen Jugendgruppen an. Für
Sonntag vormittag iſt eine Beſichtigung des Bauhauſes
geplant, am Nachmittag 2,30 Ahr findet eine Mitteldeut
ſche Tagung ſtatt, an dem Ernſt Le m m e r, M. d. R., Be
richt erſtatten wird über die Bamberger Tagung des
Reichsbundes Deutſcher Demokratiſcher Jugend.

Die Vermeidung der Ausſteuerung aus der Erwerbs
loſenfürſorge.

Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat mit Erlaß vom
28. Dezember 1926 eingehende Anordnungen getroffen
die es ermöglichen, die Ausſteuerungen aus der Erwerbs
loſenfürſorge zu vermeiden, die bisher häufig auf kurz
friſtige Arbeitsverhältniſſe folgten. Jn dem Erlaß wird
u. a. folgende Rückwirkung der Vorſchriften beſtimmt
„Dieſe Regelung darf, wenn bei dem zuſtändigen öffent
lichen Arbeitsnachweis ein entſprechender Antrag bis
Sonnabend den 29. Januar 1927 geſtellt, zur Vermeidung

Eine neue Rheinbrücke Köln Mühlheim.
Der preisgekrönte Entwurf für eine neue Rheinbrücke Köln Mühlheim von Prof. Peter Behrens.

h h m
ttags 3 Uhr im großen Stadtparkſagal
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Ffeſtſtellen, daß auch in
immer mehr Stimmen
ſonders h

beſonderer Härten auch nachträglich auf Fälle angewandt
werden, in denen ſeit dem 1. Oktober 1926 der Antrag
auf Weitergewährung der Erwerbsloſenunterſtützung
nach den bisherigen Beſtimmungen abgelehnt worden iſt
oder hätte abgelehnt werden müſſen. Nachzahlüngen
dürfen jedoch nicht bewilligt werden.

Wer von dieſer Möglichkeit Gebrauch machen will,
muß ſich bis zum 29. Januar 1927 im Arbeitsamt, Zim
mer 66, gemeldet haben.

Volkspartei und gelbe Gewerkſchaſten.
Der frühere Sekretär der „Gelben“, Herr Pernäach,

zurzeit volksparteilicher Parteiſekretär, gibt ſich krampf
haft Mühe, auch die gelben Gewerkſchaften in Magdeburg
wieder vorwärts zu bringen. Jn einer Verſammlung
der „Gelben“, in der der deutſchnationale Landtags
abgeordnete Schmidt ſprach, bekannte ſich Herr Pernack
als Führer und Freund der giel ben Ge
werkkſchaf ten. Von befreundeter Seite wird uns
über dieſe Verſammlung berichtet: Die Macher der hie
ſigen „Gelben“ operieren mit eigenartigen Mitteln. Jhr
ganzes Tun und Treiben iſt darauf eingeſtellt, in den
Augen der Unternehmer liebes Kind zu ſein und bei al
len paſſenden Gelegenheiten für angebliche Wohlfahrts
zwecke die Induſtrie finanßiell auszupumpen. Die Frage
ſei erlaubt Was ſagen die Angeſtellten, die dem Deutſch
nationalen Handlungsgehilfenverband angehören und in
der Deutſchen Volkspaetei politiſch orgamniſiert ſind zu die
ſer Tätigkeit des volksparteilichen Sekretärs? Der Par
teiſekretär der angeblich li ber allen Volkspartei hätte
alle Arſache, ſich um diejenigen Organiſationen zu be
kümmern und diejenigen zu unterſtützen, die in ſtarker
Solidarität für ihre Kollegen eintreten und energiſch
die Standesintereſſen vertreten. Wir ſchließen Uns
dieſer Auffaſſung unſeres Berichterſtatters durchaus an.
Hier iſt wieder ein Beweis, wie unzuverläſſig gerade die
Volkspartei auf ſoßialem Gebiete iſt.

Deutſche Demokratiſche Partei. Die politiſche und
kommunal-politiſche Ausſprache für die Wähler der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei, die am Sonntag, den 9. Jan.
worinittag 11 Uhr in der „Freundſchaft“ tagte, wies wie
derum einen ſehr ſtarken Beſuch auf. Dr. Bohner ging in
ſeinem Referat einleitend auf die politiſche Lage ein, wo
bei er beſonders die Regierungskriſe behandelte Er wies
auf den Vorſtoß des Führers der wolksparteilichen Reichs
kagsfraktion, Abgeordneten Dr. Scholz, in der Rede gegen
die Sozialdemokraten hin, die den erſten Anlaß zur Kriſe
gegeben haben. Die Sozialdemokratie habe durch ihren
Sprecher, den Abgeordneten Scheidemann, zur Kriſe we
ſentlich beigetragen. Die Regierung Marx ſei durch das
ſozialdemokratiſche Mißtrauensvotum das auch von den
Deutſchnationalen angenommen wurde, geſtürzt worden.
Die Verhältniſſe ſeien noch zu unklar, um zu einem auch
nur annähernden Arteil zu kommen. Der republikaniſche
Gedanke marſchiere und man könnte erfreulicher Weiſe

den Kreiſen der Rechtsparteien ſich
t für die Republik erheben, ganß be

be die Volkspartei ſich genötigt geſehen, ſich ganz
offen zur Republik zu bekennen Trotz alledem könne
man ſchon heute ſagen, daß die republibaniſchen Parteien
keine Neigung haben, eine Regierung der „hleinen Rech

der Mitte mit Billigung der
Deutſchnationalen zu unterſtützen. Die Deutſchnationalen

Politik ſehr ſtark bekämpft
Anſicht, daß die Politik der

die von den

Außenpolitik wäre ein Käbinettk der Mitte, das die An
terſtützung der Sogtal demokratie fände, das gewieſenſte.
Eine ſolche Regierung konnte auch die endgültige Befrei
ung der Rheinlande durchſetzen Jm zweiten Teil ſeiner
Rede ging Dr. Bohner auf die politiſche Lage in Preußen
ein, wobei er beſonders einige wirtſchaftliche Fragen be
handelte u. a. Hauszinsſtener und die Freigabe der gewerb
lichen Räume und großen Wohnungen Die Haulszins

J h

V

Zum 50. Gebunoage des Reichshanld

Dr. Hjalmar Schacht
Reichsbankdirektor Dr. Schacht, der ſich ſo hervorragende
Verdienſte um die Stabiliſterung der deutſchen Währung
erworben hat, feiert am 22. Januar ſeinen 50. Geburtstag

irektors

ſteuer ſei mit den Stimmen der Wirtſchaftspartei beſchloſ
ſen. Die Wirtſchaftspartei habe daher gar keine Arſache,
ſich über die Ungerechtigkeit der Hauszinsſteuer auſzuregen.
Sie krage ein weſentliches Teil Schuld daran, wenn vieles
in ſteuerlicher Beziehung verſiebt wurde. Die Hälfte der
Hauszinsſteuer, die in Preußen aufgebracht wird, etwas
mehr als 400 Millionen Mark, bringe allein die Stadt
Berlin auf. Die Hausgzinsſteuer werde nicht, wie viel
fach angenommen, von den Mietern, oder nur vom
Hausbeſitz aufgebracht, ſondern ſie werde von den durch die
Jnflation geſchädigten Mitbürger bezahlt Man könne
auch noch nicht von heute auf morgen an den Abbau der
Hauszinsſteuer denken, denn dem Staat erwachſen durch
die Tauſende Verarmten enorme ſoziale Laſten. Die Frei
gabe der gewerblichen Räume ſei ein ſehr unſoßigles Ka
pitel, weil man Zzweierlei Recht auf ein und derſelben
wirtſchaftlichen Baſis ſchaffe, einmal gewerbliche Räume,
die mit Wohnungen verbunden ſind, und gewerbliche

KRaume, die an keine Wohnung gebunden ſind. Die des
kratiſche
ſich ſofort daſür eingeſetzt, damit worauszuſehende Härten

Fraktion habe in den zuſtändigen Ausſchüſſen

vermieden werden. Entſprechende Anträge der Fraktion
liegen vor und die Partei wird ſich gerade für den ſchwer
betroffenen Mittelſtand nach dieſer Richtung hin gang be
ſonders bemühen. Der zweite Redner, Herr Provinzial
landtagsabgeordneter BöerGardelegen behandelte Fragen
des Provingßiallandtages. In ſehr temperamentvoller und
geſchickter Art gab Landrat Böer einen geſchichtlichen

vinzialverwaltung nach Magdeburg ſei

Aufgaben der Provinzialverwaltung Stel
Einßelne Etats wurden beſprochen und

Die Verlegung der Pro
eine Frage der

die eine ſolche

dann zu den
lung zu nehmen.
guf deren Wichtigkeit verwieſen

Von ungeheuren Koſten,
könne keine Rede ſein.

ſich in einem erkräglichen Rahmen bewegen. Es müßte aber
darauf hingewieſen werden, daß es doch zweckmäßig ſei,
wenn die ſamtlichen behördlichen Stellen wie Regierung
Oberpräſidium, Provingialverwaltung in ein und dem
ſelben Orte ſich befänden; dadurch könnten viele Reiſen
ſpart werden und eine ſchnellere Erledigung der ſachlichen
Arbeiten durch mündliche Ausſprachen ſtattfinden. Beide
Referate fanden ſtürmiſchen Beifall. Angeregt wurde, für
die Folge nur einen Referenten ſprechen zu laſſen, damit
genügend Zeit für eine Ausſprache worhanden iſt.

Deutſche Demokratiſche Partei, Gruppe Nordfront
AlteReuſtadt. Die Stadtteilsgruppe hielt am werfloſſenen
Dienstag, den 18. Januar unker Leitung von Herrn Dr.
Schröder im Cafe der Nationalfeſtſcle eine ſehr ſtark be
ſuchte Verſammlung ab. Der Vorſitzende widmete den
verſtorbenen Mitgliedern der Stadtgruppe einen tiefemp
fundenen Nachruf, ganz beſonders gedachte er des verſtor
benen Vorſtandsmitgliedes, Herrn Lehrer Nieder und
bat um die Ermächtigung, der Familie namens der Stadt
teilgruppe noch beſonders das Beileid gusſprechen zu dür
fen. Aus dem Tätigkeitsbericht iſt zu entnehmen, daß
die Partei 24 Sitzungen des geſchäftsführenden Ausſchuſſes,
7 größere Verſammlungen und mehrere geſellſchaftliche
Veranſtaltungen abgehalten hat. Die Stadtteilsgruppe
hat im letzten Jahre nur einmal getagt, für die Folge wird
die Stadtteilsgruppe monatlich einmal zuſammentreten,
um zu wichtigen Fragen Stellung zu nehmen. Die nächſte
Veranſtaltung findet am Dienstag den 15. Februar ſtatt,
in der vorausſichtlich Herr Konrektör Henning da Refe
rat übernehmen wird. Jm Anſchluß an den Tätigkeits-
bericht erfolgten die Wahlen für den erweiterten Vor
ſtand. Die bisherigen Vorſtandsmitglieder wurden wie
dergewählt; neugewählt wurden Herr Schuhmachermeiſter
Knoche und Herr Zollinſpektor Fehſe. Jn den
Vorſtand der Gruppe wurden gewählt Dr. Schröder, Be
zirksleiter Franke und Konrektor Henning Herr Stadt
rat Kobelt ſprach über den Schlacht und Viehhof. Jn
gut aufgebauter Rede gab der Referent einen geſchichtli
hen Ueberblick über die Entwicklung des Schlacht und
Viehhoſes. Ex wies dabei beſonders auf die Schwierig
keiten hin, die bei der Anlegung dieſes Rieſenbetriebes
entſtanden ſind. Jm Laufe des Jahres wurden weſentliche
techniſche Verbeſſerung durchgeführt. Anter der Leitung
des Herrn Stadtrat Kobelt hat der Schlacht und Viehhof
einen ungeahnten Auſſchwung genommen, ſodaß ſich die
Leitung dieſes koloſſalen Anternehmens genötigt ſieht
Erweiterungsbauten und Neubauten auch für das komnen
de Jahr vorzunehmen. Sehr intereſſant waren die Aus
führungen des Herrn Stadtrat Kobelt über die ſanitären

Zweckmäßigkeit.
Verlegung verurſacht,

kann nach den Darlegungen
keine Rede ſein. Der Vortrag wurde mit großem Inter
eſſe und lebhaftem Beifall aufgenommen In der anſchlie
ßenden Ausſprache wurden mehrere Fragen an den Reſe
renten gerichtet, die zufriedenſtellend beantwortet wurden.

Sie würde

Maßnahmen und über die Preisſpanne zwiſchen Ein und
Verkauf Von einem enormen Verdienſt der Fleiſcher

des Herrn Stadtrat Kobelt

g. Münz, Magdeburg.
Ueberblick über den Sächſiſchen Provingziallandtag, um als Hugo Apers (Allg. Ztg. Delitzſch

kem Mißtrauen gegenüberſtehen.
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errn Dr.
ſtark be

n Demokratiſcher
e Reichs Mittelſtandstag.
er Stadt In d Am Sonnabend, den 15. Januar fand im Preußiſchen Land
sſchuſes tag die Delegiertentagung der demokratiſchen Mittel
chafth ſtandsvertreter ſtatt. Jm Feſtſaal des Landtages, der mit denftühe Röeichsfarben geſchmückt war, war eine überaus ſtattliche Zahl
m von Delegierten aus dem ganzen Reiche verſammelt, darunter
e wird eine große Anzahl von führenden Parlamentariern aus Mittel
ntreten ſtand, Handwerk und ſelbſtändigem Gewerbe
e nächſte Der Leiter der Verſammlung, Reichstagsabgeordneter
ar fatt Bartſchat begrüßte die Erſchienenen und begrüßte im beſon

We deren den Vorſitzenden der Deutſchen Demokratiſchen Partei,
itigleits Neichsminiſter a. D. Koch, ſowie die Reichsminiſter Künl z und
en Vor Reinh old, den preußiſchen Handelsminiſter Dr. Schreiber
den wiee und den Vorſitzenden der demokratiſchen Fraktion des Preußi
weiter chen Landtags Juſtizrat Falk. Abgeordneter Bartſchat
n den widmete alsdann dem Führer des Deutſchen Genoſſenſchafts
der ſweſens, dem kürzlich verſtorbenen Dr. Hans Crüger einen

Stadt ehrenden Nachruf. Der Führer der Deutſchen Demokratiſchen
h R ßartei Koch nahm dann das Wort, um die grundſätzliche Hal
ſchichttt ung der Deutſchen Demokratiſchen Partei zu den Fragen des

Seutſchen Mittelſtandes zu erörtern. Er betonte, es ſei die
Hauptaufgabe, die Kaufkraft des Konſumenten zu ſtärken und

alles das zu beſeitigen, was der Hebung dieſer Kaufkraft entge
genwirke. Jnsbeſondere wandte er ſich gegen die Zoll und
Finanzpolitik, die betrieben wurde, als die Deutſchnationalen
och in der Regierung waren. Jn der großen Richtung der
Politik geſehen, hat es die Deutſche Demokratiſche Partei immer
und überall als ihre Hauptaufgabe angeſehen, den Mittelſtand

u ſtärken. Deutſchland hat eine ſchwere Zeit hinter ſich, aber
wer heute unbefangen zurüchblickt, der muß ſagen, daß Deutſch

u land in den acht Jahren, die ſeit dem Kriege vwerfloſſen ſind,
in und

tolz, mit dabet geweſen zu ſein.
Reichstagsabgeordneter Bartſchat dankte dem Parteiführer

und wies darauf hin, daß die ſtarke Beteiligung an dem de
nskratiſchen Mittelſtandstag am beſten beweiſe, wie ſtark der
demokratiſche Gedanke im Mittelſtand wirke

Nunmehr nahm der Reichsfinanzminiſter Dr. Rein h o d
das Wort, der einen Rüchblick auf die wirtſchaftliche Entwick
lung der Jahre 1925- 26 gab. Jn dieſen Kriſenjahren haben
gerade Mittelſtand und Handwerk beſonders ſchwer leiden
müſſen, aber gerade angeſichts dieſer Kriſenzeit habe ſich doch
wieder die Lebensfähigkeit, die Lebenskraft und der Lebens
wille des deutſchen Mittelſtandes gezeigt. Die Schwierigkeiten
zu Beginn des Jahres 1926 kamen in erſter Linie von der
Geldſeite her. Geld war ſinnlos teuer und nur ſchwer zu haben.

eſe Situation verhinderte nicht nur die Steigerung des Kon
ms, ſondern ſie entzog auch den Betrieben das Geld, das zur

rung dieſer Betriebe notwendig war. An dieſer ſchlechten
Seldlage iſt die damalige Finanzgebarung in Reich, Län

dern und Gemeinden nicht zuletzt ſchuld geweſen. Weiter ließ
guch die Verwendung des auf öffentlichen Kaſſen liegenden Gel
es außerordentlich viel zu wünſchen übrig. Man braucht dabei

garnicht einmal an Fälle wie Barmat und Kutisker zu denken.
Auch gute und ſolide geleitete Banken wie die Handwerker

hanken, waren nicht in der Lage, ihren Kunden erträgliche
edite einzuräumen. Eine Aenderung und eine wirtſchaftliche

eſundung konnte nur durch eine Verbilligung des Geldes ein
treten. Als im Janugr vorigen Jahres die neue Regierung
gebildet wurde, da wurden dem Zufluß ausländiſchen Kapitals
qunächſt keine Hemmniſſe in den Weg gelegt. Es iſt aber ver
ſucht worden, den Kreditbedürftigen zu helfen dadurch, daß die

III
t auf genoſſenſchaftlicher Grundlage ruhenden Banken ſich Gelder1 verſchaffen konnten. Kennzeichnend für das werfloſſene Jahr

iſt der gehobene Arbeitswille in der Bevölkerung und ebenfalls
auch der Wille zum Sparen. Es ſieht ſo aus, als ob das
deutſche Volk es jetzt beſonders eilig habe, die verloren ge
gangenen Kapitalien wiederzuſchaffen. Daß wir hinſichtlich
der Geldlage weitergekommen ſind, erhellt am beſten die Tat

che, daß der Diskontſatz der Reichsbank auf 5 Prozent herab
geſetzt werden konnte, ein Exeignis, das man noch vor einem
Jahr für unmöglich gehalten hätte
Wir ſind im übrigen noch lange nicht über dem Berg.

Wir ſehen den nächſten Jahren zwar mit Vertrauen, aber doch
mit ernſten Beſorgniſſen entgegen. Die Hauptgefahrenquelle
liegt noch immer in der Erwerbsloſigkeit. Das Erwerhsloſen
heer iſt erſchreckend groß und dieſes große Erwerbsloſenheer be

l Mitet ein ſozigles Elend und bedeutet weiter eine Konſumm-
An erminderung, unter der wiederum Handwerk und Gewerbe

beſonders zu leiden haben. Es iſt unbedingt notwendig, daß

el
TIIIl

gar da Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz vom Reichstag ſchnell ver
zern bſchiedet wird. Weiterhin muß als Gefahrenquelle auch die
i ſchlechte Lage der Landwirtſchaft angeſehen werden. Abge
rg hen davon, daß die Landwirtſchaft immer klagt, iſt es doch

Eht ſo, daß es der Landwirtſchaft wirklich ſchlecht geht.
s iſt auch mit zurückzuführen auf den außerordentlich hohen

igeheueres geleiſtet hat und die Deutſche Demokratiſche Partei

Halle S.), den Jannar

Kapitalzins, der für die Landwirtſchaft von beſonders aus
ſchlaggebender Wirkung iſt, und der ebenfalls die Kaufkraft der
Länd wirtſchaft vermindert. Eine Notlage der Landwirtſchaft
iſt beſonders gefährlich in einem Land, in dem ein Drittel der
Bevölkerung direkt oder indirekt von der Landwirtſchaft lebt.
Auch wenn ſich jetzt eine Beſſerung angebahnt hat, ſo wird bis
zu einem normalen Zuſtand noch ein weiter Weg ſein.

Für die kommenden Jahre werden die Probleme der Kon
zentration und Rationaliſterung noch eine beſondere Rolle
ſpielen. Ebenſo wird man ſich mit dem Ausbau der Arbeits
möglichkeiten befaſſen müſſen. So liegen z. B. in der Fern
gasverſorgung, in der mit Beſchleunigung zu betreibenden
Elektrifizierung der Eiſenbahn und im Hausbauprogramm noch
ungeheure Arbeitsmöglichkeitkeiten, die eine Beſſerung der
wirtſchaftlichen Lage bringen können.

Was nun die Finanzpolitik anlangt, ſo iſt es immer das
Beſtreben der Deutſchen Demokratiſchen Partei und das Be
ſtreben des Reichsfinangminiſters geweſen, anſtelle eines über
triebenen Fiskalismus das wirtſchaftliche Denken zu ſetzen.
Jetzt und in Zukunft muß eingehend geprüft werden, welche
Steuergeſetze die Produktion und damit die Einkommens-
Bildung hemmen. Jn dieſen Fragen wird man erſt dann wei
terkommen können, wenn das Problem des endgültigen Fi
mänßausgleichs zur Debatte ſteht. Dabei müſſen die Kom-
petenzen und die Einkommensſätze des Reiches, der Länder
und der Gemeinden feſtgelegt werden. Es wäre indeſſen falſch,
um dieſes Kernproblem hevrumzugehen, dadurch, daß Reich,
Länder und die Gemeinden die Steuerdecke einfach hin und
herziehen. Hauptaufgabe iſt es, in das geſamte Steuerſyſtem
eine Einheitlichkeit hereinzubringen. Vor allem müſſſen die
jetzt beſonders drückenden Realſteuern in das Syſtem der
Reichsſteuern eingegliedert werden und dabei dürfen nicht
fiskaliſche, ſondern es müſſen wirtſchaftliche Geſichtspunkte den
Ausſchlag geben. Weiter iſt weſentlich die Steuerſelbſtver
antwortung der Gemeinden. Jn den geſetzgebenden Körper
ſchaften muß es die Aufgabe der Volksvertreter ſſein, nicht die
Ausgaben zu ſteigern, ſondern die Steuerſätze herunterzu
drücken durch eine ſparſame und vernünftige Wirtſchaft. Mit
der finanziellen Selbſtändigkeit der Gemeinden wird ſicherlich
ein Hauptübel der vergangenen Zeit beſeitigt werden. Die
Gemeinden müſſen aber auch ihrerſeits daran denken, die Ge
bührenſätze für Gas, Waſſer und Verkehrsmittel uſw. erträg
lich zu geſtalten. Und zwar ſo, daß ſie eine Hebung des Kon
ſums zur Folge haben. Der Reichsfinanzminiſter hat alle
Bedenken gegenüber dem Arbeitsbeſchaffungsprogramm zurück
geſtellt. Dieſes Programm war nach den hinter uns liegen
den Kriſenjahren eine Notwendigkeit. Notwendig war es, daß
das dem Reich zur Verfügung ſtehende Geld nicht den Banken
gegeben wurde, ſondern daß man es in Kanäle leitete, aus
denen die Arbeit floß. Notwendig war auch, daß endlich die
Reichsbahn die halbvollendeten Bahnbauten wieder in An
griff nahm. Dieſe Bauten mußten bekanntlich ruhen, weil
Reich, Länder und Reichsbahn ſich nicht über die Kompetenz
frage einigen konnten. Große Aufgaben liegen noch auf dem
Gebiete des Baumadktes vor uns. Deutſchland wird in der
Welt wegen ſeiner Organiſationsgabe gerühmt. Man wird ſich
ber doch in ſpäteren Jahren darüber wundern, daß in dieſen
Zeiten größter Erwerbsloſigkeit Hunderttauſende von Bau
arbeitern nd Handwerkern beſchäftigungslos waren, nur
weil man nicht die richtige Organiſation für ein Bauprogramm
ſchaffen konnte. Beſonders glorreich hat ſich alſo in dieſer
Hinſicht die deutſche Organiſationsgabe nicht gezeigt. Eine
Beſſerung iſt nur möglich, wenn von den bisherigen Methoden
abgewichen wird. Der Hausbeſitz hat hart und ſchwer unter der
Zwangswirtſchaft gelitten. Es darf nicht vergeſſen werden, daß
im Hausbeſitz ein großer Teil des Volksvermögens ſteckt, das
nicht preisgegeben werden darf. Hinſichtlich der Mietzinsſteuer
muß der Standpunkt verlaſſen werden, daß der für Wohnungs
bauten abgezweigte Betrag der Mietszinsſteuer nur als Ka
pital verwandt wird. Erfreulicherweiſe hat ſich immer mehr
der Standpunkt durchgeſetzt, daß dieſe Gelder der Mietzins
ſteuer viel zweckmäßiger zur Verbilligung der Zinsſätze für die
Hypotheken Verwendung finden. Notwendig iſt, daß ſich
Reich, Länder und Gemeinden in der Frage des Wohnungs
bauprogramms zu einem einheitlichen Willen aufraffen.

Der Reichsſinanzminiſter Reinhold betonte zum Schluß, daß
die Deutſche Demokratiſche Partei in vielen politiſchen Fra
gen mit der Sozialdemokratiſchen Partei einer Meinung ſei.
Jn einer Frage aber ſcheiden ſie ſich vollkommen: Die Demo
kraten ſind nicht der Ueberzeugung, daß in der Verſtgat
lichung oder Sozialiſierung in irgendeiner Form irgendein
Heil für Deutſchlands Zukunft zu erblicken iſt. Der freie
Wille des frei ſchaffenden, ſich ſeiner Verantwortung bewußten
Mannes iſt die ſicherſte Gewähr für die geſunde Zukunft des
deutſchen Volkes.

Die Ausführungen des Reichsfinanzminiſters fanden leb
hafteſten Beifall der Verſammlung

v

Reichstagsabgeordneter Johannes Büll Hamburg
ſprach als erſter über das Thema: „Der gewerbliche Mittel
ſtand und die Parteien.“ Ex führte u. a, aus

Nur die Staatsbürger gehen mit den politiſchen Parteien
durch dick und dünn“, die feſt auf dem Boden politiſcher Grund

Demokratiſche Hilfe für den Mittelſtand.
ſätze ſtehen. Nicht nur im Unterbewußtſein, vielmehr ſteigend
ganz offen, läßt ſich ein großer Teil der Wähler von eigenen
Berufsſongen und Exiſtenzfragen leiten, wenn er ſich an der
Wahlurne entſcheiden ſoll. So hängt z. B. der Wahlausgang
für die ſogenannten bürgerlichen Parteien nicht wenig davon
ab, wie ſich der gewerblüſche Mättelſtand orientiert. Die
Reichsverfaſſung verſpricht im Artikel 164, den „ſelbſtändigen
Mittelſtand in Landwirtſchaft, Gewerbe und Handel, in Ge
ſetzgebung und Verwaltung zu fördern und gegen Ueberlaſtung
und Aufſaugung zu ſchützen“. Ohne biſſig zu werden, läßt ſich
doch feſtſtellen, daß dieſer Artikel das Schickſal weiterer, für
andere Berufsſchichten oder Kulturgemeinſchaften beſtimmte
teilt, die ſeither nicht zur Geltung gebracht werden konnten,
weil Parlaments und Wirtſchaftskriſen, wie auch groß politiſche
Aufgaben, eine ſtärkere Erfüllung der Zuſagen in der Reichs
verfaſſung gehindert haben. Anhaltspunkte für die Beant
wortung der Frage, welche Parteien ſich für den Mittelſtand
einſetzen, geben Programme und offigielle Wahlaufrufe. Nicht
die letzte, wohl aber die vorletzte Reichstagswahl am 4. Mai
1924 bietet Vergleichsmöglichkeiten. Zentrum, Demokraten,
Deutſche Volkspartei und Deutſchnationale geben dem gewerb
lichen Mittelſtand die Zuſagen, daß ſeine Bedeutung gewür
digt und ſeine Stellung im Staat gefeſtigt werden ſoll. Die
Soßialdemokraten wenden ſich ausſchließlich an Arbeiter, An
geſtellte und Beamte und verſprechen dieſen beſſere Lebens
haltung, womit dem gewerblichen Mittelſtand nur gedient ſein
kann. Die Kommuniſten verſuchen nicht nur Arbeitnehmer,
vielmehr auch Handwerker und Bauern für die „Herrſchaft des
Räteſtaates“ zu erwärmen. Den Rekord ſchlägt aber weitaus,
was Verſprechungen angeht, die „Wirtſchaftspartei des Deut
ſchen Mittelſtandes“. Jhre Stärke liegt freilich mehr in der
Kritik wie in der Logik. Sie zählt im offiziellen Wahlaufruf
gewiſſenhaft Sünden und Vergehen aller Regierungen Und
Parteien des letzten Jahrzehnts auf, angefangen von der
„Zwangswirtſchaft“ bis zu den Poſtgebühren, Strom und
Gaspreiſen herab. Ohne tieferes Eingehen auf zwangsläufige
politiſche Amſtände fordert die Partei „Abkehr von der falſchen
Wirtſchaftspolitik und kommt zu dem Arteil, daß die Mittel
ſtändler den „bürgevlichen Parteien keinen Glauben mehr
ſchenken dürfen und auf die ſchönen Mittelſtandsprogramme
nicht mehr „hereinfallen“ ſollen. Darauf fielen die Mittel
ſtändler prompt auf die Verſprechungen der Wirtſchafts
partei“ herein.

Der Redner verbreitete ſich dann ausführlicher über die
Haltung der Parteien, beſonders der Wirtſchaftspartei, zu den
Steuer und Zollfragen während der Aerg Schiele, zu den ge
werblichen Mieterfragen und anderen Wirtſchaftsaufgaben.
Wird von der Beamtenſchaft gefordert, daß ſie ſich nicht iſo
liert und keinen Staat im Stagate“ bilden ſſoll, ſo gilt das
micht minder für den gewerblichen M ittelſtand, der ſich nur wie
der aufrichten kann, wenn er in engſter wirtſchaftlicher und
ſeebiſcher Fühlungnahme mit den breiten Schichten aller Ver
braucherkreiſe zuſammenwirkt. Die Bedeutung des Mittel
ſtandes kommt am eheſten zur Geltung, wenn die Gewerbe
treibenden in Fach und Berufsverbänden, die aber politiſch
völlig neutral ſein mü ſſfen, tatkräſtig arbeiten.
Darüber hinaus iſt der Gewerbetreibende in erſter Linie
Staatsbürger und muß verſuchen, ſeine Auffaſſungen bei den
politiſchen Parteien durchzuſetzen. Die offene politiſche Be
tätigung iſt für manchen Gewerbetreibenden kaum angängig.
Muß er ſich darum politiſch kaſtvieren? Darf er leugnen, daß
ſeine Exiſtenz von der Rolle abhängig iſt, die Deutſchland
weltpolitiſch und welt wirtſchaftlich geſehen, ſpielt?

Die Deutſche Demokratiſche Partei iſt eine ausgeſprochene
Gegnerin jeder einſeitigen Standes- und Klaſſenpolitik. Da
mit iſt klargeſtellt, daß ſie keine wirtſchaftliche Schwächung des
Mittelſtandes zulaſſen kann, wenn ſie ihre ſchönſte Aufgabe, die
Ueberbrückung der Klaſſengegenſätze in Deutſchland, erfüllen
will. Hierzu iſt ſie feſt entſchloſſen. Daraus ergibt ſich logiſch
ihre freudige Bereitwilligkeit, den gewerblichen Mittelſtand
in Staat und Land zu ſchützen und zu fördern.

Klempnerobermeiſter Bartſchat Königsberg i. Pr.,
M. d. R. berichtete danach über die Mittel ſtandsſarbeit
im Reichstag.

Auf dem Gebiete der Steuergeſetzgebung iſt es der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei gelungen, weſentliche Erleichte
vungen für das Gewerbe herbeizuführen. Leider ſind dieſe Er
leichterungen durch Steuergeſetzgebung der Länder und Gemein
den zum größten Teile ibluſoriſch gemacht worden. Die Finanz
politik des Herrn von Schlieben hatte ſich nicht dazu entſchlie
ßen können, die Luxusſteuer aufzuheben und die Amſatzſteuer im
weſentlichen abzubauen Erſt unter der Leitung des Finanz-
miniſters Reinhold gelingt es, die Luxusſteuer zu beſeitigen
und die Umſatzſteuer auf Prozent herabzuſetzen. Auch ſonſt
iſt Finanzminiſter Dr. Reinhold dauernd bemüht geweſen,
Exleichterungen bei den Steuernachzahlungen für das Jahr
1925 und auch für die Steuerzahlungen 1926 eintreten zu laſ-

ſen und hat die Finanzämter ſtrikte angewieſen, beſonders dem
Handwerk und dem Kleingewerbe Erleichterungen jeder Art
zuteil werden zu laſſen. Der Reichsfinanzminiſter hat ferner
ReichsRichtlinien vom 26. 12. 26 herausgegeben, daß auch
Handwerksgenoſſenſchaften und das freie Handwerk als Dar
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betrieb durch Geſetzgebung beſeitigt werden ſollten. Hier hat

zuheben

einer Theſauvxierungspolitik führen und ungezählte Millionen

lehnsnehmer für die Hauszinsſteuer aller Art berückſichtigt
werden ſollen. Die wirtſchaftlichen Fragen ſind in dem Ta
gungsabſchnitt des Reichstags ſehr eingehend behandelt worden.
UAnſerm Antrag, langfriſtige Mittelſtandskredite zur Ver
fügung zu ſtellen, iſt leider nicht entſprochen worden, es ſind
mur kurzfriſtige Mittelſtandskredite zur Verfügung geſtellt
worden, die in kurzer Zeit rückzahlbar waren. Wir unſererſeits
werden nicht nachlaſſen in der Forderung, daß zur Geſundung
des gewerblichen Mittelſtandes nur langfriſtige Hypothekar
Fredite zu billigem Zinsfuß helfen können. Ferner wurde die
Reichsregierung erſucht, ſchleunigſt eine Novelle zur Gewerbe
ordnung einzubringen, die die Berufsorganiſation des Hand
werks einer Neuregelung unterzieht. Leider iſt dieſem An
krage bisher noch nicht entſprochen worden. Es iſt jedoch zu
prwarten, daß im Laufe dieſes Jahres die Novelle dem
Reichstage zugehen wird. Ferner iſt es gelungen, die Ver
Hingungsordnung ſür Leiſtung und Lieferung herauszugeben
Es iſt zu erwarten, daß dieſe Verdingungsordnung auch bei den
Bauämmtern der Reichsregierung, Länderregierungen und Kom
wunen volle Beachtung erhält und damit zur Geſundung des
Verdingungsweſens beitragen wird. Weiter wurde verlangt,
daß die Mißſtände im Hauſierhandel und Wandergewerbe

die Regierung in Ausſicht geſtellt, bei der Neuregelung der
Gewerbeordnung dieſe Fragen einer Prüfung zu unterziehen
Wir haben ferner einen Antrag im Reichstag zur Annahme
gebracht, daß die in das Gebiet des gewerblichen Mittelſtandes
entfallenden Lieferungen bei der Reichswehr grundſätzlich
durch die freien Berufe und nicht durch die Verwaltungen aus
zuführen ſind. Die Reichsregierung hat dieſem Antrag ent
ſprochen und verordnet, daß nur kleine dringende Jnſtand
ſetzungs arbeiten in der Verwaltung vorgenommen werden.
Wir haben auch Anträgen unſere Zuſtimmung gegeben, die ſich
Darauf erſtreckten, den Warenhandel in Amtsräumen der
Reichsbehörde und der Roichseiſenbahn zu unterſagen. Hier
bei iſt zu bemerken, daß die demokratiſchen Miniſter in Preußen
dieſem Antrag durch Verbot des Warenhandels in amtlichen
Räumen Rechnung getragen haben. Ferner haben wir uns
dafür eingeſetzt, daß neben den großen Wirtſchaftsverbänden
der Jnduſtrie und des Handels, das Handwerk und Gewerbe
bei der Regelung großer Fragen der Wirtſchaft, des Steuer
weſens und der Verwaltung vechtgeitig angehört wird. Die
ſem Antrag hat die Reichsregierung Rechnung getragen S
Ferner haben wir uns daſür eingeſetzt, daß die Preistreiberei
Verordnung mit den damit zuſammenhängenden Verordnungen
aufgehoben wird. Es iſt gelungen, auch dieſe Verordnung
durch einen Beſchluß der Reichsregierung vom 19. 7. 26 auf

Auf dem Gebiete der Sozialpolitik ſind dem Reichstag
eine Reihe von Vorlagen größeren Amfangs gemacht worden,
die die bisherige Sozialgeſetzgebung weiter ausbauen. Da
durch ſind dem gewerblichen Mittelſtand weitere Laſten auf
erlegt worden, und man wird nachprüfen müſſen, ob das in
dem Maße wird fortgeſetzt werden können, und ob die Wirt
ſchaft noch in der Lage ſein wird, höhere Belaſtungen zu er
tragen. Unter keinen Umſtänden darf dieſe Geſetzgebung zu

rtſchaft entziehen nSein Arbeitsgerichtsgeſeh iſt es leider nicht möglich ge
weſen, die Wünſche des Handwerks in vollem Amfange zu er
füllen. Es iſt jedoch gelungen, die Fachkammern beim Arbeits
gericht für das Handwerk an Stelle der JnnungsSchieds
gerichte zu ſetzen und daneben die Lehrlingsſtreitigkeiten nach
wie vor den zuſtändigen Organen der Jnnungen zu belaſſen.
Eine neue Aufgabe, die das Gewerbe beſonders äntereſſtert,
ſtreifte der Redner noch, die in Ausſicht genommene Aende
rung der Gewerbeordnung, und es iſt zu hoffen, daß die Be
lange des Handwerks und des Gewerbes hierbei in vollem

Umſange gewahrt werden.
Der Redner warnte auch

und den gewerblichen Mittelſtand davor, ſich durch Sonder

gruppen, wie Wirtſchaftspartei, Auſwertungspartei, einſan

gen zu laſſen. Denn die Wirtſchaſtspartei hat bisher nicht ge

zeigt, daß ſie den Intereſſen der Wirtſchaft und den Jnter-
eſſen des Gewerbes Rechnung getragen hat, denn die verkehrte

Steuer und Zollpolitik des Jahres 1925 iſt nur mit ihrer

Hilfe zuſtandegekommen.

insbeſondere die Handwerker

Der preußiſche Landtagsabgeordnete Tiſchlerehrenober
meiſter Knieſt Kaſſel berichtete über Mittelſtandsarbeit in
den Ländern und ſprach ſeinen beſonderen Dank der Partei
leitung aus, die es ermöglicht hat, einmal vor aller Oeffentlich
keit auszuführen, welche Arbeit die Abgeordneten geleiſtet ha
ben, um den berechtigten Wünſchen des gewerblichen Mittel
ſtandes, unter Wahrung der allgemeinen Intereſſen unſeres
Volkes, nachzukommen. Daß dieſe Forderungen nicht ſo ſchnell
erfüllt werden können, liegt einmal in der Not der Zeit, aber
auch an dem ſtändigen Wechſel der Miniſterien und an den
Kriſenmachern. Jeder neuernannte Wirtſchafts oder Handels
miniſter wird nicht mit den Belangen des Kleingewerbes an
fangen. Der preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe, Dr.
Schreiber, iſt ein wahrer Freund des gewerblichen Mittelſtan
des unter der richtigen Erkenntnis, daß die Aufſtiegsmöglichkeit
des tüchtigen einfachen Menſchen auch für die Zukunft für un
ſer Vaterland geboten iſt; ebenfalls tut der Finanzminiſter Dr.
HöpkerAſchoff nach Lage der Sache, was in ſeinen Kräften
ſteht, um den kleinen Geſchäftsmann zu entlaſten.

Jm Preußiſchen Landtag ſteht die Regelung der Ge
werbeſteuer für 1927 bevor. Jn richtiger Erkenntnis der
Anrechtmäßigkeit hat der Finanzminiſter die Heranziehung der
Pacht und Mietbeträge für Geſchäftsräume zur Ertragsſteuer
im Geſetzentwurf herausgelaſſen, jedoch hat der Staatsrat hier
gegen Einſpruch erhoben; wir warnen, den Bogen weiter zu
Uberſpannen, die Erregung in den Kreiſen des gewerblichen
Mittelſtandes iſt rieſengroß. Von der demokratiſchen Fraktion
iſt der Antrag geſtellt, daß die Gewerbeſteuer bei allen Ein
Fommen bis zu 3600 Mark ein niedrigerer Hundertſatz der
Einkommenſteuer ſein ſoll.

Die Aufhebung der 3wangsvbewirtſchaftang für
Läden und Werkräume hat in größeren Städten ebenfalls
wie von den Demokraten vorausgeſagt, große Unzuträglich
keiten gezeitigt, jetzt kommen viele, welche nach Freiheit mit
gerufen, zu uns und klagen, daß ihnen einmal die Exiſtenz
genommen werden ſoll, andererſeits eine höhere Miete ab
werlangt wird. Wir ſtehen immer noch auf dem Standpunkt

daß der Abbau der Zwangswirtſchaft Schritt halten muß mit
der allmählichen Beſſerung unſerer Wirtſchaftslage

Das Baugeſſchäft muß allmählich wieder in die Hände
der dazu berufenen Kreiſe geleitet werden, alle vertreuernden
Zwiſchenſtellen müſſen wieder ausgeſchaltet werden. Die Woh-
nungsbaufrage iſt freilich eine Zins und Kapitalfrage.

Schwere Sorge für den Mittelſtand bedeutet, daß noch
nicht zur dritten Leſung vorgelegte Städteordnungs-
geſetz, und hier ſind es die Paragraphen 74—77, die in der
Vorlage vorſehen, daß die Gemeinden berechtigt ſein ſollen,
ſtädtiſche gewerbliche Betriebe jeder Art einzurichten. Die
Demokraten haben ſich ſcharf hiergegen gewandt.

Die Gefängnisarbeit muß ſo geſtaltet werden, daß
wohl der Gefangene ſeine Arbeit hat in Form von Halb-
fabrikaten und ſonſtigen Arbeitsleiſtungen, darf aber dem freien
Gewerbeſtand nicht die Fertigwaren nehmen. Die maſchinelle
Arbeit iſt nur in beſonderen Fällen zuläſſig.

Der Redner gab zum Schluß der Hoffnung Ausdruck, daß
dieſe Tagung dazu beiträgt, daß die Arbeit, welche der ſelb
ſtändige gewerbliche Mittelſtand leiſtet, von den maßgeben-
den Kreiſen in Zukunft mehr Anerkennung findet

Zu der außerordentlich ſtark beſuchten Vertretertägung ent
ſandte der Wahlkreis Magdeburg- Anhalt eine ſtattliche An
zahl Vertreter aus Anhalt, der Altmark, dem Harz und
der Stadt Magdeburg Der Vertreter unſeres Wahl
kreiſes im Mittelſtandsausſchuß, Herr Kaufmann Krell, nahm
Gelegenheit, in der großen Ausſprache ſich zur Gewerbeſteuer
zu äußern. Anter lebhaftem Beifall verlangte er den A b bau
der Gewerbeſtener und wies darauf hin, daß dieſe
Steuer viel ſozialer geſtaltet werden müßte. Die demokrati
ſchen Abgeordneten hätten die Pflicht, ſich im Landtag ganz
beſonders für eine weſentliche Erleichterung der Gewerbeſteuer
einzuſetzen. Dieſe Steuer müßte in ein feſtes Verhältnis zur
Einkommenſteuer gebracht werden. Es ſei ein ſchreiendes
Unrecht, daß Miete und Zinſen mit veranlagt werden.
Redner bat die demokratiſchen Abgeordneten Dringend,
ihren ganzen Einfluß zu benutzen, um erhebliche Erleichterun
gen in der Gewerbeſteuer durchzuſetzen Sollte wider Erwar
ken die Veranlagung der Miete im Gewerbeſteuergeſetz beſte
hen bleiben, ſo müßten die demokratiſchen Vertreter in den
Kommunen darauf dringen, daß die kommunalen Zuſchläge, die
zum Teil 6 bis 700 Prozent und noch höher ſind, um mindeſtens
die Hälfte herabgeſetzt werden.

Werbung neuer Mitglieder
Verbreitung Vothenſchrift

iſt die beſte
und nachhaltigſte Unterſtützung

der Partei
Anmeldungen nehmen entgegen:

Deutſche Demokratiſche Partei Magdeburg
Breiteweg 139140

Deutſche Demokratiſche Partei Halle
Leipziger Straße 21.

Große öffentliche Kundgebung.
II.

Jm Anſchluß an die Delegiertentagung der demokratiſchen
Mittelſtandsvertreker fand am Sonntag, den 16. Janugar, vor
mittags in Berlin in den Kammerſälen eine große Mittel
ſtandskundgebung ſtatt, die das Thema trug „Die Stellung des
gewerblichen Mittelſtandes im heutigen Staat.“

Die überaus zahlreiche Teilnahme von Vertretern des
dittelſtandes an dieſer Kundgebung war ein Beweis dafür,

daß die demokratiſchen Gedanken im deutſchen Mittelſtand eine
kräftige Stütze gefunden haben.

Die Leitung und Eröffnung der Kundgebung lag in den
Händen des Malermeiſters Könke, der nach einer Begrü
ßungsanſprache u. a. ausführte:

„Jſt der gewerbliche Mittelſtand im Verhältnis zu anderen
Schichten des deutſchen Volkes ſchwerer belaſtet? Dieſe Frage
muß bejaht werden. Der ſelbſtändige Gewerbetreibende iſt
auf ſich allein geſtellt. Die Sozialverſicherungen, zu denen er
als Arbeitgeber beitragen muß, ſichern ihn nicht. Er kann dem
Alter nicht unbeſorgt entgegenſehen wie der Beamte Sein
Beſitz iſt zu gering, um ihn beim Verſagen der Arbeitskraft,
vor Not zu ſchützen. Aber Reich und Gemeinde fordern von ihm

größere Leiſtungen als von andern.
Der gewerbliche Mittelſtand iſt der arbeit ſam ſte aller

Stände. Der Achtſtundentag beſteht nicht für ihn. Ferien
find vielen ſeiner Mitglieder unbekannt. Frauen und Kinder
arbeiten mit. Aber er iſt leider in politiſcher Hinſicht der am
wengſten regſame. Andern Parteien iſt es gelungen, durch
Verſprechungen, die nie gehalten wurden, Stimmen
des Mittelſtandes einzufangen und dann für Steuererhöhungen
und Zölle zu ſtimmen. Hinterher werden dann allerdings
Proteſtverſammlungen abgehalten. Auch der Handwerker und
Kaufmann weiß, daß die Steuerlaſt nicht leicht ſein kbann, aber
es darf nicht zur Erdroſſelung des Mittelſtandes kommen. Es
ergeben ſich zwei Fragen: Erſtens Sind die gaufgzubringenden
Steuern gerecht verteilt? Zweitens: Wird in Reich, Ländern
und Gemeinden mit der nötigen äußerſten Sparſamkeit ge
wirtſchaftet? Beide Fragen kann der bedrückte Mittelſtand
näſcht bejahen. Am die wirtſchaftliche Lage zu beſſern, for
dert das Gewerbe, daß die Bautätigkeit mehr und energiſcher

als bisher gefördert werde. Die verkümmerten Betriebe brau

che Arbeit Soll man hohe Steuern zahlen,
Beträge erſt verdienen können.

Danach nahm dann der preußiſche Miniſter für Handel und
Gewerbe, Dr. Schreiber, das Wort. Miniſter Schreiber
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ſagte über die Stellung des Mittelſtandes im Staat u. a.
„Die Stellung eines Beruſsſtandes im Staat hängt we

fentlich ab von dem Anteil, den er an den öffentlichen Dingen
nimmt und der Mitarbeit, die er in den Organen des Staates
leiſtet. Manche Berufsſtände haben das rechtzeitig erbannt
und darnach gehandelt. Der große Einfluß, den ſie ſich da
durch geſchaffen haben, zeigte ſich erſt in dieſen Tagen, als bei
den Verhandlungen über eine neue Regierung in Reich die
Vertreter der Arbeitnehmer, der Jnduſtrie und der Landwirt
ſchaft neben den politiſchen Parteien offiziell zu Rate gezogen
wurden. Der gewerbliche Mittelſtand hat demgegenüber bis
her eine ſtarke Zurückhaltung geübt. Zu ſeinem Schaden
Auch heute, wo das politiſche Intereſſe der mittelſtändiſchen
Schichten unſeres Volkes in der Not der Zeit erwacht iſt, ver
ſuchen falſſche Propheten, dieſes Jnteveſſe auf die aller
engſten Berufsfragen zu beſchränken und von den großen Fra
gen der allgemeinen Politik abzulenken. Dadurch wird die
Stellung des Mittelſtandes im unſerem Volke micht geſtärkt
Politik und Wirtſchaft. ſind untrennbar verbunden Jeder
Beruf hängt von dem anderen ab und von der allgemeinen
Entwicklung des Volkes Der Krieg mit ſeinen wirtſchaftlichen
Zerſtörungen hat deutlich genug gelehrt, wie eine unglückliche

Außenpolitik die Verhältniſſe der Wirtſchaft. von Grund aus
evolutionieren kann. Soll die Wirtſchaft. dieſe ſchlümmen Er
fahrungen nicht nutzen, um eine auswärtige Politik zu unter
ſtützen, die ſich fernhält von Abenteuern und der Befriedung

Europas dienſtbar iſt?
Die erſte Vorausſetzung für eine weitere Beſſerung unſerer

wirtſchaftlichen Verhältniſſe iſt die vollkommene Sicherung und
Feſtigung der werfaſſungsmäßigen Grundlagen unſeres Staats
weſens. Ohne Ordnung im Jnnern und ohne Sicherheit der
verfaſſungsmäßigen Grundlagen des Zuſammenlebens der
Nation können Handel und Wandel nicht gedeihen. Es iſt des
halb auch für die Lage des deutſchen Mittelſtandes von
Wichtigkeit, daß unſere ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ſich in den
letzten Jahren. unzweifelhaft konſolidiert haben und der repu
blikaniſche Gedanke in weiten Kreiſen an Boden gewonnen
hat. Es folgt daraus, daß der Mittelſtand ſich in ſeinem
eigenen Intereſſe dieſer Entwecklung wert deutlicher als bisher
zur Verfügung ſtellen muß. Die wirtſchaftliche Lage großer
Teile des deutſchen Mittelſtandes iſt beſonders ſchwierig.
Ueberall machen ſich die Verheerungen der Jnflattonszett noch
deutlich bemerkbar. Beim Handwerk iſt vielfach das Arbeits
gerät verbraucht oder veraltet. Jhm fehlt das Betriebs
kapital, um mit ſeinen Anbeitsmethoden den Anſchluß an tech
niſche Fortſchritte zu finden, der zur Sicherung ſeiner Exiſtenz
notwendig iſt. Dem Einzelhändler fehlen die Mittel, um ſein
Geſchäft zu entwickeln

Die Kredätfrage hat auch in den Kreiſen des Mittel
ſtandes ihre beſondere Bedeutung gewonnen. Das Leihgeld iſt
knapp und teuer. Erfreulicherweiſe ſind im letzten Jahre
Fortſchritte erzielt worden. Die fortſchreitende Ermäßigung
der Zinsſätze wird weitere Erleichterungen bringen. Die er
feulich zunehmende Spartätigkeit unſeres Volkes wird den
Kreditbedarf beſſer als bisher befriedigen helfen

Die Lage des Mittelſtandes hängt weſentlich davon ab
daß die Kaufkraft der breiten Maſſen unſeres Volkes gehoben
wird, damit der Warenumſatz wieder zunimmt. Die Wirt
ſchaft hat deshalb allen Grund, die Bemühungen zur Be
kämpfung der Arbeitsloſigkeit mit allen Mitteln zu fördern.
Es darf nichts unverſucht bleiben, um auf dem Gebiete der
Sonderbeſteuerung der Wirtſchaft den Steuerdruck, der die Ent
wicklung des Wirtſchaftslebens hemmt, und die Arbeitsloſig
keit vermehrt, zu erleichtern. Dabei muß eine durchgreifende
Vereinſfachung der Verwaltung und des Steuerweſens ſelbſt
mithelfen, für die die Unterſtützung aus den breiten Schichten
der Wirtſchaft leider nicht lebendig genug iſt. Die Gewerbe
ſteuer in ihrer bisherigen Art und Höhe entſpricht nicht den
Grundſätzen ſteuerlicher Gerechtigkeit. Gewiſſe Verbeſſerungen
wird eine Novelle zum Gewerbeſteunergeſetz bringen. Es iſt zu
hoffen, daß bei Gelegenheit des endgültigen Finanzausgleichs
zwiſchen Reich und Ländern noch weitere Verbeſſerungen er
zielt werden können. Der allmähliche Abbau der Zwangs
wirtſchaft auf dem Gebiete des Mietsweſens iſt berechtigt, aber
es muß vorgeſorgt werden, daß die Mieter nicht durch un
nötige Kündigungen oder übermäßige Mieterhöhungen in ihrer
Exiſtenz gefährdet werden.
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Nach der mit ſtarkem Beifall aufgenommenen Rede des
preußiſchen Handelsminiſters ſprach dann der demokratiſche Ab
geordnete des preußiſchen Landtages, Bäckermeiſter Hourß,
der ſich im beſonderen mit den parlamentariſchen Arbeiten des
Preußiſchen Landtages für den Mittelſtand beſaßte. Der Red
ner erörterte u. a. die demokratiſchen Vorſchläge zur Reform
der Gewerbeſteuer. Er forderte vor allem eine Relation der
Gewerbeſteuer zur Reichseinkommenſteuer. Weiter beſchäftigte

ſich der Redner mit der Freigabe der gewerblichen Räume.
Die Heraufſetzung der Mieten bvedeute für viele Teile von
Ladeninhabern eitte ſchwere Exiſtenzgefährdung. Es geht nicht
an, daß die gewerblichen Ladeninhaber nun dafür büßen müſ
ſen, daß die Zwangswirtſchaft nicht vollſtändig und noch nicht
bei den Wohnungen aufgehoben worden iſt. Was die Frage der
Hauszinsſteuer anlangt, ſo wird dieſes Problem in demokrati
ſchen Kreiſen bereits ſeit langem erörtert, und es iſt vorge

noch ſo lange aufrecht zu erhalten, ſo lange der allerdringendſte
Wohnungsbedarf noch nicht befriedigt iſt. Man kann daran
denken, wenn etwa in drei Jahren der Baumarkt eine Velebung
erfahren hat, die Hauszinsſteuer um etwa 2 Prozent jährlich

zu ſenken, bis ſie auf dieſe Weiſe ganz verſchwindet.

Der Obermeiſter der BildhauerJnnung Hamburg Kuze
lovsky beſchäftigte ſich im weſentlichen mit Handwerker
fragen. Er kritiſterte die oft zu bemerkende Nichtachtung des

muß man die

ſchlagen worden, die Hauszinsſteuer in der jetzigen Höhe nur
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tererzeugenden Mittelſtandes, und wies auf die Tatſache
hin, daß nach dem Ergebnis der Gewerbezählung die übergroße
Halfte der deutſchen Arbeiterſchaft und der Angeſtellten in den

Hand Betrieben des Mittelſtandes beſchäftigt iſt. Auch jetzt bei der
S e Und Regierungsbildung ſeien zwar die Wünſche der Groß Induſtrie

reihe Und der Gewerkſchaften, jedoch nicht die des Mittelſtandes ent
ten a gegengenommen worden. Die Bemühungen auf Herabſetzung
a che der Zölle für Rohſtoffe, Beſchaffung billiger Kredite für das

Dingen mittelſtändiſche Gewerbe, energiſche Förderung des Wohnungs
e Staates baues ſind demokratiſche Bemühungen, von denen beſtimmt an

ehannt enommen werden kann, daß ſie dem Mittelſtand wirkſame
e Hilfe bringen werden.

1 ei J D 8 ran Zum Schluß der eindrucksvollen Kundgebung richtete Reichs

te gezogen Kagsabgeordneter Oscar Meyer, Syndikus der Berliner
über bie Induſtrie und Handelskammer, einen Aufruf an den deutſchen

Schaden Mittelſtand. Der Redner ſagte u. g.
ſtändiſhen Die geführten Verhandlungen, deren programmatiſches Ex
t iſt ver gebnis in den auf dieſer Kundgebung gehaltenen Ausſprachen
die alle zum Ausdrucke gekommen iſt, haben gegeigt, welche Fülle von

ohen Fra wirtſchafts politiſcher Einzelarbeit geleiſtet werden muß, um
wird die Die Kreiſe, die wir als den deutſchen Mittelſtänd zu bezeich
t geſtärkt nen pflegen, mehr als bisher zur Geltung zu bringen und
n Jeder mehr als bisher an dem Wiederaufſſtiege der deutſchen Wirt
gemeinen ſchaft, an den wir alle glauben, und an ſeinen materiellen
chaftlihen Erfolgen zu beteiligen. e
unglückliche Aber mit der wirtſchaftspolitiſchen Einzelarbeit, die zu
und aus einem weſentlichen Teil in den Ländern und in den Gemein
nmen Er Den zu leiſten iſt, iſt es noch nicht getan. Der Mittelſtand iſt
zu unter kein iſolierter Teil der Wirtſchaft, ſondern er iſt auf Gedeih
sefriedung und Verderben mit ihr verbunden. Alle Einzelmaßnahmen zum

Schutze des Mittelſtandes werden ſtets unwirkſam ſein, wenn
ſie nicht eingefügt ſind in den Rahmen einer geſunden allgeW unſerer Den Wirtſchafts, Steuer Und Handelspolitik, deren Träger

n er deutſche Reichstag ſein muß.
Staals Es hat Zeiten gegeben, in denen unſere politiſchen Gegner

heit der Den Mittelſtand glauben machen wollten, daß die Freiheit der
r der Wirtſchaft und des Wettbewerbs die Schuld an ſeinen Be
m iſt den drängniſſen trägt. Die unglücklichen Erfahrungen der Zwangs
e n wirtſchaft haben indeſſen deutlich und ſchmerzhaft gelehrt, daß
h in den nur in der Rückkehr zu dieſer viel geſchmähten Freiheit das
der repi Seil liegt. Ebenſo fremd dem Gedanken der freien Wirtſchaft

e nd des freien Wetkbewerbs iſt die Betätigung der öffent
t lichen Hand des Reiches, der Länder, der Gemeinden, der
i bisler Krankenkaſſen und der ſonſtigen öffentlichrechtlichen Körper

Irehet aften im Geſchäftsleben. Weil wir aber den freien Wett
wie bewerb nicht als eine ſozuſagen juriſtiſche Form pflegen,
t wo ſondern als ein wirtſchaftlich geſundes Prinzip, erkennen wir
n Zugleich, daß es nötig iſt, daß ſeine ſegensreiche Wirkung nicht
Sirieh durch eine übermäßige Einſchränkung der Zahl der Kon-
m tet kurrenten vereitelt wird. Wir unterſchätzen nicht die Wichtig
t Erſten t des Großbetriebs für Technik und Wirtſchaft. Jn einer
m en kwicklung jedoch, die ohnehin die Herausbildung immer ge

ltigerer einheitlich geleiteter Betriebseinheiten begünſtigt,
Mittel s umſo dringender geboten, einen zahlreichen Mittelſtand

ihgeld iſt sfähig zu erhalten, der die Gegenſätze zwiſchen der leiten
t und der ausführenden Arbeit innerhalb der Produktion in
ſelbſt überwindet und durch die Tatſache der Aufſtiegs

chkeit erträglicher macht, und der vor allem durch die
ſeit der Anbietenden eine ſinnvolle Preisbildung gewähr

et.

Allein auch hiermit iſt es nicht getan! Zur richtig ver
enen Mittelſtandspolitik gehört es darüber hinaus auch

den Abnehmer zu denken, die Leiſtungsfähigkeit des in
en Marktes zu heben. Deshalb gehört zur Mittelſtands
itik eine großzügige Produktionspolitik, die
er dem Geſichtspunkte der Arbeitsbeſchaffung für die großeehiete der

die El Maſſe betrieben wird; deshalb gehört ebenſo zur Mittelſtands
beitsloſig ik, daß die Beamten ſo bezahlt werden, daß ſte von ihrem
hgreifende äinkommen die nötigen Anſchaffungen machen können, und
ns ſelbſt ar nicht durch den ſogenannten Beamtenhandel, ſondern bei

Kaufleuten und den Handwerkern. Jch kann mir nicht
ken, daß weitere Schichten Des Mittelſtandes, die über den

nicht den g hinausblicken, dieſen Zuſammenhängen auf die Dauer
eſſerungen ſtändnislos gegenüberſtehen; denn nur aus ſolcher Ver
Es iſt gi dnisloſigkeit iſt es zu erblären, daß ſich immer noch einzelne

ausgleiſs Teile des Mittelſtandes in der Gefolgſchaft der Rechtsparteien
ind der ſogenannten Wirtſchafts parten des deut
hen Mittelſtandes befinden. Gerade auf jenem Gebiete ha

dieſe Parteien alles getan, um eine dem Mittelſtande

Stärkt die Demolratie!
Wer dem Vaterlande nützen will,

für Einigkeit, Recht und Freiheit eintritt,
der reicht zur gemeinſamen Arbeit
allen Gleichgeſinnten die Hand.

ungen er

Zur Aufnahme meldet ſich

i Ausgefüllt einzuſenden an die
Deutſche Demokratiſche Partei

für den Bezirk Halle,
Halle, Leipziger Straße 21

für den Bezirk Magdeburg Anhalt,
Magdeburg, Breiter Weg Nr. 139/140

u un

ein verwandtes Gebiet zu nennen

nationalen Miniſters Neuhaus im Jahre 1925.

nützliche Politik zu verhindern. Wie kann man, um noch
mittelſtandsfreundlich

ſein, wenn man ſich in der Praxis bemüht, der Siedlungs-
politik des Reichs und der Länder alle mäglichen
Schwierigkeiten zu machen?

Jch verweiſe des weiteren auf die Bedeutung einer ver
nünftigen Steuer- und Handelspolitik für den Mittelſtand.
Die Rechtsparteien und die Wirtſchaftspartei ſind in erſter

Reihe verantwortlich für die Steuergeſetze des deutſchnationg
len Miniſters von Schlieben und für den Zolltarif des deutſch

Erſt die Be
ſeitigung der Rechtsregierung und die Erſetzung des Miniſters
von Schlieben durch den Demokraten Peter Reinhold hat es be
wirken können, daß wenigſtens ein beſcheidener Anfang mit der
Milderung der Steuern gemacht wurde. Wir ſind entſchloſſen,
Guf dieſem Wege fortzuſchreiten und ebenſo entſchloſſen, auf
eine Hevabſehzung der Zölle hinzuwirken, insbeſondere der Zölle
für Rohprodukte, Viertel- und Halbfabrikate, für Produktions
mittel und Handwerkszeug.

Dieſe Mittelſtandskundgebung darf nicht vorübergehen,
ohne daß wir auch der Ueberzeugung Ausdruck verleihen, daß
die Verwirklichung der großen kulturellen und politiſchen Jdeale
der deutſchen Demokratie auch eine Sache des Mittelſtandes
und daß deſſen tätige und freudige Mitarbeit hieran unent
behrlich iſt. Wir wünſchen dem deutſchen Mittelſtand auch ein
größeres Maß von bürgerlichem Selbſtbewußtſein namentlich
gegenüber den Kreiſen, die ſich als die Erbpächter nationaler
Geſinnung aufſpielen. Jn Thüringen ſoll es einmal vor 700
Jahren einen Schmied zu Ruhla gegeben haben, der, als der
Landesherr bei ihm einkehrte, der Unbill und Unrecht im
Lande duldete, dem Fürſten das Gewiſſen ſchärfte, indem er
ihn unter ſeinen Hammerſchlägen beſtändig ermahnte:
„Landgraf werde hart!“ Dieſer mannhafte Schmied zu
Ruhlla iſt jedenfalls ein beſſerer Vertreter des deutſchen
Mittelſtandes geweſen, als der Hofbäckermeiſter in
Goſtha, der einem falſchen Prinzen die Stiefel geputzt hat.
Der deutſche Mittelſtand ſoll auch keinem richtigen Prinzen die
Stiefel putzen! Er muß ſich abwenden von denen, die ihn zu
rückführen wollen zu einer engherzigen, von politiſchen und ge
ſellſchaftlichen Vorurteilen beſtimmten Politik, die ihn blen-
den mit dem Scheinglanze der vergangenen monarchiſtiſchen
Zeit. Er ſoll eingedenk ſein des Wortes, das Eugen Richter
vor mehr als 30 Jahren auch in Thüringen dem deut
ſchen Bürger zurief: „Auch du, deutſcher Bürger, biſt was du
biſt, von Gottes Gnaden!“

Die Frage der Staatsform iſt durch den Gang der deutſchen
Geſchichte entſchieden. Staatsgeſinnung in Deutſchland kann
nur noch in vrepuüblikaniſchem Geiſte betätigt werden! Und die
jenigen Angehörigen des Mittelſtandes, die der deutſchen Re
publik mit Gleichgültigkeit oder gar mit Verdroſſenheit be
gegnen, erſchweren ihren echten Freunden die Arbeit für den
geſamten Mittelſtand. Die Deutſche Demokratiſche Partei ruft
daher den deutſchen Mittelſtand auf, ſich in ſeinem eigenen und
im Jntereſſe des Volkes und ſeiner Wirtſchaft in den Dienſt
der Republik zu ſtellen, wie ſie andererſeits feierlich verſpricht,
nach wie vor ihre volle Kraft dafür einzuſetzen, daß in der
deutſchen Republik dem Mittelſtande der politiſche Einfluß und
die wirtſchaftliche Stellung eingeräumt wird, die ihm nach
Maßgabe ſeiner Bedeutung für Volk, Wirtſchaft und Kultur
gebührt.

Mit einem Hoch auf die demokratiſche Republik wurde die
Tagung geſchloſſen.

Die Forderungen des Mättelſtandes.
Demokratiſche Entſchließungen.

Auf dem demokratiſchen Reichsmittelſtandstag wurden die
nachſtehenden zwei Entſchließungen angenommen

1. Die demokratiſche Reichsmittelſtandstagung beſchließt:
Die Regierungen des Reiches und der Länder werden erſucht,
den Nöten des gewerblichen Mittelſtandes ernſteſte Aufmerk
ſamkeit zuzuwenden und auf Abhilfe bedacht zu ſein. Die dro
hende, zum Teil ſchon vollendete Vernichtung zahlreicher ſelb-
ſtändiger Exiſtenzen und die Verkümmerung der Betriebe iſt
eine Gefahr für den ſozialen Frieden und ein Hindernis für
den Wiederaufſtieg. Die ſteuerliche Belaſtung muß
gerechter verteilt werden, insbeſondere durch Ver
einfachung der Steuergeſetzgebung und Anpaſſung der Gewerbe
ſteuer an die Einkommenſteuer, ſowie Schaffung eines Steuer
höchſtlaſtengeſetzes. Eine Befruchtung der Wirtſchaft muß er
folgen durch energiſche Förderung des Wohnungs
baues in größtem Maße. Die hierzu erforderlichen Mittel
müßten durch Anleihen beſchafft werden, wobei die Hauszins
ſteuer zur Sicherung der Zinszahlung und Amortiſation die
nen ſoll. Die Mittelſtandstagung billigt den Antrag der
demokratiſchen Landtagsfraktion, der einen Schutz gegen Ver
nichtung der gewerbetreibenden Mieter vorſieht. Sie be
dauert, daß ſich im Ausſchuß des Landtages hierfür keine Mehr
heit gefunden hat und ſtellt feſt, daß die Wirtſchaftspartei, die
angeblich die Intereſſen des Mittelſtandes allein vertritt, die
ſen Antrag zu Fall gebracht hat.

Die Mittelſtandstagung ſpricht den Vorſtänden der demo
kratiſchen Fraktionen und den demokratiſchen Abgeordneten,
die ſich beſonders der Fragen des Mittelſtandes angenommen
haben, den beſten Dank aus für ihr tatkräftiges Eintreten
und für ihre Bemühungen, den Artikel 164 der Verfaſſung
Schutz des Mittelſtandes) zur Durchführung zu bringen.

2. Die Reichsmittelſtandstagung der Deutſchen Demokrati
ſchen Partei wärnt im Jntereſſe des deutſchen gewerblichen
Mittelſtandes vor der Agitation der Wirtſchafts
partei. Eine Abwendung des gewerblichen Mittelſtandes von
den politiſchen Parteien müßte zu einer verhängnisvollen Jſo
lierung dieſer für das Volksleben entſcheidend wichtigen
Schichten führen und ſie in allen Parlamenten in hoffnungsloſe
Minderheit verſetzen. Nur ſtärkſte Mitarbeit in den politiſchen
Parteien verbürgt dem gewerblichen Mittelſtand den Einfluß,
der ihm gebührt. Die Wirtſchaftspartei, die durch ihr wider
ſpruchsvolles Verhalten und ihre Mitwirkung an der den
Mittelſtand vernichtenden Schliebenſchen Zoll und Steuergeſetz
gebung Handwerk und Gewerbe ſo ſchwer geſchädigt hat, hat
bewieſen, daß ihr die Jntereſſen des gewerblichen Mittelſtandes
nicht anvertraut werden dürſen.

Rückblick.
Der Miättelſtand, der eine Zeitlang von den großen

Faktoren unſerer Politik etwas über die Achſel angeſehen
worden iſt, wird ſeit einiger Zeit von allen Seiten liebe
voll und ſtürmiſch umworben, Zumindeſten die partei
mäßige Agitation nimmt ſich ſeiner jetzt mit einer faſt
rührend ſcheinenden Sorgfalt an. Wenn es darauf an
kommt, vergißt man allerdings auch heute noch leicht.
So iſt es doch recht bemerkenswert, daß der wolkspartei
liche Kanzlerkandidat Dr. Curtius bei ſeinen Son
dierungen zum Zwecke der Regierungsbildung ſich zwar
an die Gewerkſchaften auf der einen und an die großen
induſtriellen und Handelsverbände auf der anderen
Seite wandte, die Organ iſſa tionen des Mittel
ſtandes aber nicht zu finden wußte
Dem Mittelſtand wird es bei den ſtürmiſchen Umwer-
bungen, deren Gegenſtand er jetzt iſt, auch wohl ſchon
manchmal etwas ſchwül geworden ſein. Umſo mehr, als
viele Parteien bei ihrer Agitation die Mittelſtands
kreiſen mehr mit allerlei Gefühlsgründen, mit Schmei
chelei und Verhetzung bearbeiten, als mit der in unſerer
ſchwierigen politiſchen Lage doppelt motwendigen nmich
ternen Ueberlegung und kühlen Sachlichkeit.

Unter dieſen Umſtänden war es ein beſonderes Ver
dienſt der Demokratiſchen Partei, daß ſie auf dem in
Berlin abgehaltenen Reichsmittelſtandstag die grund
lbegenden Fragen, von denen Gedeih und Verderb des
Miättelſtandes abhängt, einmal aus dem Getriebe der
Tagespolemik herausgehoben und zum Gegenſtand einer
gründlichen, ernſten und ſachlichen Erörterung gemacht
hat. And es zeigte ſich ſchnell, daß ernſte Arbeit noch
immer das beſte Mittel zur Bewältigung politiſcher
Probleme iſt. Denn das Ergebnis der Tagung kann als
ein voller Erfolg angeſprochen werden. Es zeigte ſich,
daß nicht nur die Vertreter des Handwerks, des gewerb
lichen Mittelſtandes in der Demokratiſchen Partei, wie
die Reichstagsabgeordneten Büll und B artſchat,
die Landtagsabgeordneten Knieſt und Hour tz, ihren
Mann zu ſtehen wiſſen, wenn es um die Jntereſſen des
Mittelſtandes geht, es ergab ſich auch, daß die führenden
Männer der Partei, wie der Parteiführer Dr. Ko ch, die
Miniſter Dr. Reinhold und Schreiber, die Lage
des Mittelſtandes vollkommen erfaßt haben und ſich über
die notwendigen Maßnahmen zur Hebung des Mittel
ſtandes durchaus im klaren ſind.

Beſonders verſtand es der Reichsfinanzminiſter Dr.
Reinhold, durch ſeine lichtvollen Ausflührungen, die aus
allen Teilen des Reiches herbeigekommenen Vertreter des
Miättelſtandes für ſich gefangen zu nehmen. Er berührte
die Stelle, wo den Mittelſtand der Schuh vielleicht am
ſſchmerzlichſten drückt, nämlich die Steuerfrage. Er konnte
auf das hinweiſen, was von ihm bereits getan worden
iſt, um den Fiskalismus, der unter ſeinem Vorgänger
Schlieben beſonders giftige Blüten getrieben Hhatte, ein
Zzudämmen und durch wirtſchaftliches Denken zu erſetzen,
Jn der Tat iſt es in erſter Linie Dr. Reinhold zu dan
ken, wenn der deutſche Mittelſtand nicht durch die Schlie
benſchen Steitern vollkommen erdrückt worden iſt, ſone
dern noch in letzter Stunde eine Lockerung der Steuer
ſchraube ſtattgefunden hat. Dr. Reinhold hat auch noch

in letzter Zeit bei der Aufſtellung des Reichshaushalts
für 1927 bewieſen, daß er dem Steuerzahler nur ſo viel
an Laſten auferlegt, als zur Erfüllung der dringendſten
ſtagtlichen Aufgaben unentbehrlich iſt. Darüber hinaus
haben er und der preußiſche Handelsminiſter Schreiber
ein bemerkenswertes Programm für die ſteuerliche Ent
laſtung des gewerblichen Mittelſtandes entworfen. Jns
beſondere ſind es ja die Realſteuern, die ſo ſtark auf
dem Mittelſtande laſten. Die Gewerbeſteuer muß abge
baut und vernünftiger und ſozialer geſtaltet werden.
Sie muß in ein feſtes Verhältnis zur Einkommenſteuer
gebracht werden und es müſſen in ſie die ſogiglen Er
leichterungen, wie ſteuerfreies Exiſtenzmtnimum und Be
rückſichtigung des Familienſtandes hineingearbeitet wer
den. Anſere Sozialpolitik hat ſich bisher faſt nur auf die
Arbeiter und Angeſtelltenſchaft erſtreckt. Es iſt dringend
notwendig, daß auch gegenüber dem Mittelſtande ſoziale
Erwägungen Platz greifen, insbeſondere, da ihm durch die
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Snflation und Geldentwertung faſt überall die eigene,
wenn auch kleine kapitaliſtiſche Grundlage entzogen wor
Den iſt.

Beſonders umſtritten iſt in Mittelſtandskreiſen be
Fanntlich die Hauszinsſteuer, die gleichfalls in verſchte
denen Reden erwähnt wurde. Man war ſich daruber
einig, daß trotz aller Bedenken die Hauszinsſteuer bei
unſerer gegenwärtigen ſinanziellen Lage noch nicht ent
behrt werden hann. Es wurde aber vorgeſchlagen, mit
ihrem prozentugalen Abbau ſofort zu beginnen, ſobald der
dringendſte Bedarf an Wohnraum gedeckt iſt. Jm übri
gen wurde ſcharfe Kritik geübt an den vielfachen büro-
kratiſchen Hemmungen, die noch immer der Durchführung
eines großzügigen Wohnungsbauprogrammes entgegen
ſtehen.

Es können im Rahmen dieſes Rüchbliches nicht alle
Einzelheiten aus den intereſſanten und lehrreichen Er
ürterungen der beiden Tage hervorgehoben werden. Feſt
gehalten aber muß noch das grundſätzliche Ergebnis wer
den, die Stellung des Mittelſtandes innerhalb der an
deren Stände, der Parteien und der Geſamtnation. Es iſt
ja in den letzten Jahren der Verſuch gemacht worden, den
Mittelſtand für eine Art Klaſſenkampfparole zu gewin
men und für dieſen Klaſſenkampf in der Wirtſchaftspartei
des deutſchen Mittelſtandes eine beſondere Form zu
ſchaffen. Man ging dabei von der Erwägung aus, daß
auch andere große Klaſſen, man nennt die Landwirt
ſchaft und die Arbeiterſchaft, ſich in beſonderen Parteien
gzuſammengeſchloſſen hätten. Selbſt wenn man als rich
tig annimmt, daß eine ſolche Taktik der beiden genannten
Stände für dieſe von Vorteil iſt, iſt es aber doch ein

Die Freigabe
der gewerblichen Räume,

Ein demokratiſcher Antrag

Zur zweiten Beratung des Etats des Wohlfahrtsmini
ſteriums hat die demokratiſche Fraktion des Preußiſchen
Landtags den nachſtehenden Antrag eingebracht

„Der Landtag wolle beſchließen, das Staatsminiſte
rium zu erſuchen

die Verordnung vom 11. 11. 26 betr. Lockerung
des Mieterſchutzes, ſoweit ſie ſich auf die gewerblichen
Räume beßzieht, aufzuheben.

Jm Falle der Ablehnung won A
B) das Stagatsminiſterium aufzufordern, die Ver

ordnung vom 14. 11. 26 durch ſolgende Beſtimmungen
abzuändern

O Für Mieter gewerblicher Räume, die länger als
fünf bezw. zehn oder 15 Jahre Jnhaber derſelben
ſſind, wird die Schutzfriſt über den 1. April 1927 hin
aus um ein bezw. zwei oder drei Jahre vevlängert.

Handwerker!

an. Die Deutſche Demokratiſche Partei hat, wie ihre Politik beweiſt, es ſtets als eine ihrer vornehmſten Aufgaben betrachtet,

Jrrtum, den gleichen Geſichkspunkt auch für die Politik
des Mittelſtandes in den Vordergrund zu ſtellen. Denn
der Mittelſtand verfügt nun einmal nicht über ſo große
und geſchloſſene Maſſen, wie Arbeiterſchaft und Land
wirtſchaft. Er iſt zahlenmäßig viel zu ſchwach, um ſich
durchzuſetzen, wenn er ſich in einer eigenen ſelbſtändigen
Partei organiſtert. Außerdem ſind Die Intereſſen der
einzelnen Gruppen des Mittelſtandes oft entgegengeſetzt.
Die Wirtſchaftspartei des Mittelſtandes hat dies zu
ihrem Leidweſen bereits in der Frage der Freigabe der
gewerblichen Räume erfahren müſſen. Nicht vwückſichts
loſe Verfechtung des eigenen, oft doch recht ſtark miß-
werſtandenen Jntereſſes, nicht ein brutaler Klaſſenkampf,
ſondern ein gerechter Ausgleich kann nur den Intereſſen
des Mittelſtandes dienen. Für dieſe Politik wird er jeder
zeit Bundesgenoſſenſ finden in den anderen Ständen
gaf der Grundlage einer Partei, die, wie die Deutſche
Demokratiſche Partei, den Ausgleich der verſchiedenen
Intereſſen unter Voranſtellung des Wohles der Geſamt-
heit als ihr Ziel anſieht

Mäittelftand gegen
die Wiretſchaftspartet.

Der Wirtſchaftsparteiler Drewitz
niedergeſchrien.

Zu gleicher Jeit, als die Demokraten ihre große öffentli
che Mittelſtandskundgebung vexanſtalteten, vereinigten ſich

2) Für gewerbliche Räume, deren Jahresfriedensmiete
in Berlin 400 Mark, in den Übrigen Orten der
Sonderklaſſe 3 000 Mark, in den Orten der Ortsklaſſe

A 2400 Mark, in den Orten der Ortsklaſſe B 2000
Mark, der Ortsklaſſe E. 1500 Mark, der Ortsklaſſe
D 1000 Mark nicht Überſteigt, bleiben die bisherigen
Beſtimmungen der Wohnungsbewirtſchaftung mit
Ausnahme der Vorſchriften des Wohnungsmangelge

ſetzes aufrechter halten.

3) Wird durch die Kündigung eines gewerblichen Rau-
mes oder durch die Steigerung der Miete die wirt
ſſchaftliche Exiſteng des Mieters bedroht, ſo ſteht die

ſſem das Recht zu, einem aus gewerbl. Mietern und
Hausbeſ. paritätiſch zuſammengeſſetzten Einigungsaus-
ſſchuß, der beim Mietseinigungsamt zu bilden iſt, an
zurufen, der über die Berechtigung der Kündigung
bezw. über die Höhe der Miete rechtsgültig zu ent
ſcheiden hat.

kratie.

Schließt Euch der

den Mittelſtand zuſchützen und zu befeſtigen.

Tauſende von Gewerbetreibenden und Jnhaber von Ladenge
ſchäften in Berlin im „Elou“ zu einer eindvücksvolle
Proteſtkund gebung gegen den Exlaß des preußiſche
Wohlfahrts miniſteriums betreffend Aufhebung des Mieter
ſchutzes für gewerbliche Räume.

Landrichter Ruben behandelte die Jntereſſengemeinſchaf
zwiſchen den gewerblichen und den Wohnungsmietern un
wandte ſich dabei ſcharf gegen den Haus und Grundbeſittz. J
wirbungsvoller Weiſe ſetzte ſich Rechtsanwalt Götzel mit de
angefochtenen Verordnung auseinander. Er wies ihr zahl
reiche juriſtiſche Mängel und Widerſprüche mach. Sein
Schlußfolgerung, daß dieſe Verordnung ein Feind der Volks
wohlfahrt ſei und darum alsbald aufgehoben werden müſſe
wurde mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommen. Beide Refe
renten hatten ſcharfe Angriffe gegen die Wirtſchaſtspartei ge
richtet, der ſie vorwarfen, daß ſie unter Führung des Herr
Ladendorff zur einſeitigen Jntereſſenvertretung des Haus un
Grundbeſitzes geworden ſei. Reichstagsabgeordneter Drewit
von der Wirtſchaftpartei konnte ſich gegenüber der Verſamm
lung nicht durchſetzen, wurde vielmehr niedergeſchrien. Von
der Deutſchen Demokratiſchen Partei waren die Abgeordnete
Merten und Riedel anweſend. Merten verſicherte, da
die Demokratiſche Partei ſich für die Aufhebung der Verord
nung einſetzen werde, was die Verſammlung mit ſtarkem Bei
fall quittierte. Er machte zugleich Mitteilung von dem demo
kratiſchen Vermittlungsantrag, der für alle Fälle eingebrach
worden iſt. Jn einer einſtimmig angenommenen Entſchlie
ßung faßte die ſehr erregte Verſammlung die Forderung nach
ſofortiger Aufhebung der Verordnung noch einmal beſondere
entſchieden zuſammen.
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Wirtſchaftspartei
und Begierungsbildung.

Als der Reichspräſident vor einigen Tagen den Führer
der Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes, den
Bäckermeiſter Drewitz, ſprechen wollte, da war dieſer aus
Berlin verſchwunden. Als jetzt der Reichskanzler Mart
bei ſeinen Bemühungen um die Regierungsbildung mit
den beiden Fraktionsvorſttzenden dieſer Partei Rückſprache
nehmen wollte, da waren beide Herren nicht aufzutreiben.
Dieſe Groteske der Wirtſchaftspartei findet ihren Abſchlußin dem letzten Beſchluß, in dem zum Ausdruck erree

worden iſt, daß die Wirtſchaftliche Vereinigung an ihrem
alten Standpunkt feſthält, ſich keinem Kabinett gegenüber
dauernd zu binden. Die Wirtſchaftliche Vereinigung will
ihre jeweilige Entſcheidung nach den wirtſchaftlichen Be
dürfniſſen der von ihr vertretenen Volkskreiſe treffen.
Das iſt eine Verantwortung, wie die Wirtſchaftspartet ſie
werſteht, das iſt eine ſtagts politiſche Verantwortungsloſig
keit, die nicht zu überbieten ſein dürfte.

Die Politiker der Wirtſchäftspartei ſagen nicht ja, ſie
ſſagen nicht nein, ihre ganze Tätigkeit beſteht darin, ſich
zu drücken, wo ſie ſich nur drücken können.

)etwerbetreit

inn Magdeburg.
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Der Weg zu Welſieden
Elne RathenaueErinnerung.

Von Guſtav Schneider, Mitglied des Reichstages
Ein treffliches Jahrbuch für deutſche Angeſtellte hat
Her Gewerkſchaftsbund Deutſcher Angeſtellter herausgeS geben. Aus dem reichen Jnhalt verdient eine Weberſicht
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Des Bundesvorſtehers Und demokratiſchen Reichstags
ab geordneten Guſtav Schneider beſondere Beachtung
In dieſer Darſtellung „vom Waffenſtillſtand gum Völker
Bund ſchreibt Schneider u. a. über Rathenaus Wirken
Walther Rathenau iſt inzwiſchen Wiederauſbau
miniſter geworden. Er organiſtert die Sachleiſtun-
gen. Stark angefeindet von den „Führern“ der deutſchen

Jnduſtrie, ſchließt er am 6. Oktober 1921 das ſogenannte
Wiesbadener Abkommen, Als Zuſatzabkommen folgen
ſpäter das Bemelmannſche (2. Juni 1922), das Gilletſche

Juni 1922), das StinnesLuberſacſche (2. September
1922) und einige andere. Die anfangs widerſpenſtigen
Wirtſchaftsführer hatten inzwiſchen eingeſehen, daß Ra
thenau auf dem richtigen Wege war.
Das Londoner Altimatum erweiſt ſich als undurch

führbar. Die deutſche Regierung bittet um ein Morgato
rium. Die vorgeſehenen Zahlungen ſind nur mit Hilfe
einer Auslandsanleihe möglich. Die deutſche Regierung
Hat in England wegen einer Anleihe verhandelt. Von
maßgebender Seite iſt ihr erwidert worden, daß „unter der
Herrſchaft der Bedingungen, welche zur Zeit für die Zah
ungsverpflichtungen Deutſchlands gegenüber der Repa
rations kommiſſion während der nächſten Jahre maßgebend
ſeien, eine ſolche Anleihe micht zu erlangen ſei.
Die Konferenz des Oberſten Rates in Cannes beginnt
am 6. Januar 1922. Die deutſche Delegation trifft am 11
Januar ein, am gleichen Tage geht der franzöſiſche Mi

niſterpräſident Briand nach Paris, da die Oppoſition gegen
ſeine verſöhnliche Haltung wächſt. Am 12. Januar tritt
er zurück, und Poincare wird Miniſterpräſident Trotzdem
wird won Deutſchland gewünſchte Zahlungsauſſchub
gewährt.
Walther Rathenanu entſchließt ſich, nachdem er
Jnformationsreiſen ins Ausland unternommen hatte, dem
dringenden Wunſche des Reichspräſidenten folgend, als
Außenminiſter wieder in die Regierung einzutreten (31.

ar 1922). Jch höre ihn noch in einer Parteiſitzung,
chluß mit tiefem ſittlichen Ernſt und der ihm

jenen Rednergabe begründen. Jeder deutſche Außen
iniſter“, ſo etwa ſagte er, „wird vieles tun müſſſen, was

Haß und Verachtung eines großen Teiles des deutſchen
les eintragen wird. Kein Außenminiſter wird in den
chſten Jahren vor das deutſche Volk hintreten können

ſagen: der Verſailler Vertrag iſt aufgehoben. Jmmer
wird es in mühſamen Verhandlungen gelingen, ein
mes Stück herauszubrechen, und jeder dieſer neuen Ver

äge wird als Einleitungsformel enthalten: unter Auf
rechterhaltung der Beſtimmungen des Verſailler Vertra

wird beſchloſſen Jeder Schritt vorwärts auf die
m Wege wird mit Beſchimpfungen und Bedrohungen

Mannes verbunden ſein, der ihn beſchreitet. Aber
krotzdem bin ich entſchloſſen dieſen eingig möglichen Weg zur
Befreiung Deutſchlands zu gehen Vorahnung, Pro
phetengabes Am 24. Juni 1922 lag Walther Rathenau
von Kugeln zerfetzt in ſeinem Auto!
Seine kurze Amtstätigkeit aber hat unzerſtörbare
Spuren hinterlaſſen! Zum erſten Male tritt Deutſchland
als gleichberechtigter Partner der Konferenz in Genug
Geginn 10. April 1922) auf. Rathenau erſtes Auftreten
in Cannes war nicht ohne Eindruck geblieben. Unver
eßlich der Eindruck ſeiner Rede in Genug, der alle Na

hionen hinriß. Unvergeßlich aber gauch, daß zum erſten
Male ſelbſtändige, aktive deutſche Außenpolitik ſich hervor
wagte. Der Abſchluß des Rapallovertrages mit Rußland
am 15. April zeigte den Alliierten, daß Deutſchland trotz
ſeiner Schwäche ein außenpolitiſcher Faktor iſt.

S

Die ſeit Beendigung des Ruhrkampfes befolgte
Außenpolitik hat ſich durchgeſetzt. Jhre günſtigen Aus
wirkungen haben ſich ſchon gezeigt. Eine Wandlung der
Geiſter bahnt ſich an, nicht nur in Deutſchland Rede
Dr. Silverbergs in Dresden im Auftrage des Reichsver
bandes der deutſchen Jnduſtrie ſondern auch im
Auslande. Die Beſprechungen St re ſem anmn s mit dem
franzöſiſchen Außenminiſter Bri an d in Thoiry über die
Aufhebung der Beſetzung, Rückgabe des Saargebiets,
EupenMalmedys, über gemeinſame wirtſchaftliche Arbeit
zeigen das Ziel der Verſtändigungspolitik. Jhr endgül
tiger Erfolg wird abhängen von der nationalen Geſchloſ
ſenheit des deutſchen Volkes, ſeiner Abkehr von der na
tionalen Phraſe und ſeinem feſten Willen, den beſchrittenen
Weg, trotz der Opfer, die er fordert, zu Ende zu gehen.
Deutſchland ſitzt wieder im Rat der Völker. Sein Gewicht
wird um ſo entſcheidender ſein, je geſchloſſener das deutſche
Volk dem Gedanken der europäiſchen Verſtändigung dient.
Nur ſo kann das wirtſchaftliche Elend überwunden, kann

auch die Befreiung Deutſchlands erreicht werden.
S e

Bei alledem muß klar erkannt werden, daß alles bis
er Erreichte nur Anfang iſt. Die durch den Krieg hervor
gerufenen Nöte treffen Sieger und Beſiegte. Un
geheuere Verſchuldung der Siegerländer unterein
ander und gemeinſame Verſchuldung an Amerika.
Schuldenabkommen mit Amerik ſa, die 62

ge Zahlungsver pflichtungen vorſehen, wie

(Haälle S.), den 22. Januar 1927

der Dawesplan für Deutſchland. Können kommende
Generationen überhaupt mit ſolchen Tributen belegt wer
den Sind ſie durchführbar? Jn der ganzen Welt wer
den die Zweifel ſtärker und ſtärker. Die elende Lage der
Arbeitnehmerſchaft in den europäiſchen Ländern birgt ſitt
liche kulturelle und politiſche Gefahren. Auch die wieder
erwachte Macht der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, ſich durch
internationale Vereinbarungen immer mehr verſtärkend,
hann daran nicht vorbeigehen. Was der engliſche Volks
wirt Keymes zuerſt ausgeſprochen hat und andere nach
ihm als einziges Mittel zur endgültigen Herbeiführung

Demokratiſcher

Reichsbauerntag
in Braunſchweig am Sonnabend, den 29. und Sonntag,

den 30. Januar 1927

Tagesordnung;:
Sonnabend, den 29. Januar 1927, nachm. 2 Uhr

Delegiertentagung im Wilhelmsgarten, Wilhelmſtr. 20
1. Forderungen für ein demokratiſches Agrarprogramm

Referent; Regierungslandmeſſer Meincke Merſeburg, Mit
glied des Pr. Landtags

2. Ausſprache
3. Agitations- und Organiſationsarbeit der Deutſchen

Demokratiſchen Partei unter der Landbevölkerung
Referenten; Staatsminiſter a. D. Rönneburg Braun

ſchweig, M. d. R.
Geſchäftsführer MeterStolp vom Pommer

ſchen Bauern und Pächterbund
4. Ausſprache

abends 8 Ahr:
Gemütliches Beiſammenſein mit Anſprachen führender Abgeord
neter im Atlantikhaus, Neue Straße 21

Sonntag, den 30. Januar 1927, vorm. 10 Ahr:

Große Kundgebung
im Braunſchweigeriſchen Operettentheater (Wilhelmsgraben)

„Bauernpolitik
in der Deutſchen Republik

Leitung und Eröffnungsanſprache:
Hofbeſitzer Wachhorſt de Wente Gr. Mimmelage, M. d, L.
„Land für den deutſchen Bauern“

Referenten Staatsminiſter a. D. Rönneburg, M. d. R.
(Siedlungsfragen)

Regierungslandmeſſer Meinſcke, M. d. L.
(Pachtfragen)

„Exiſtenzfragen des deutſchen Bauern“
Referenten: Reichsfinanzminiſter Dr. Reinhold

Hofbeſitzer Miniſterpräſident a. D. Tantzen
Heering, M. d. L. (Zollfragen)

Hofbeſitzer Staatsminiſter a. D. Diet rich Wild
gutach i. B., M. d. R. (Steuerfragen)

Schlußwort: Reichsminiſter a. D. KochWeſer, M. d. R.
W

Anmeldungen für die Tagung erbilten wir an die Bezirks
geſchäftsſtellen der Deutſchen Demokratiſchen Partei, für den Bezirk
Magdeburg in Magdebürg, Breiteweg 139 140, für den Bezirk
Merſeburg in Halle, Leipziger Straße 21. Die Anmeldungen ſind
möglichſt bis zum 22. Januar einzureichen.

des Friedens bezeichneten Streichung aller inter
nationalen Schuld en, wird ſich im Laufe der Ent
wicklung durchſetzen. Die Vernunft läßt ſich nicht auf
halten. Sie wird auch dem Dawesplan eine Geſtalt ge
ben, der die Laſten Deutſchlands ſo bemißt, daß dem deut
ſchen Volke Lebensſpielraum bleibt. Deutſchland als Mit
glied des Völkerbundes hat die Aufgabe, dafür zu ſorgen,
daß ſein Jnhalt verwirklicht wird: Die Begründung
des Weltfriedens auf der Grundlage ſo
ziüaler Gerechtigkeit.“

Uen die Grundſchule.
Preußiſcher Geſetzentwurf über Ent

Fchädigung der Privatſchulen.
Von unterrichteter Seite wird dem Demokratiſchen

Zeitungsdienſt“ mitgeteilt:
Jn langwierigen Verhandlungen befaßte ſich der

Bildungsausſchuß des Reichstags am 13. und 14. Januar
d. J. mit einem Kompromißantrag der Deutſchvölkiſchen
Partei, der Deutſchnationalen Volkspartei, der Deutſchen
Volkspartei, des Zentrums und der Bayeriſchen Volks
partei auf Aenderung des Grundſchulgeſetzes
dahin, daß der Abbau oder die Auflöſung der privaten
Vorſchulen hinausgeſchoben werden ſolle, bis die Frage
der Entſchädigung der Lehrkräfte und Unterhaltsträger
geregelt ſei. Mit entſprechend großer Mehrheit wurde
dieſer Antrag im Ausſchuß angenommen eine Befriſtung
für den ſo geſchloſſenen Auſſchub enthält der Beſchluß,
abweichend von dem urſprünglich geſtellten Antrag der
Deutſchnationalen Volkspartei, nicht.

Erfreulich an dieſen Vorgängen iſt der Amſtand,
daß vom Zentrum nachdrücklich mehrfach betont wurde,

es halte durchaus ander Grundlage feſt und

wünſche mit ſeinem Antrag nichts zu erreichen, als die
endlich ſeit langem geforderte, bisher aber geſetzlich
nicht geregelte Sicherung der Privatſchul Intereſſenten
gegen die durch die Auflöſung der privaten Schulen ver
Urſachte materielle Einbuße. Der Antrag der genannten
Parteien verfolgt alſo lediglich den begreiflichen Zweck
die bisher noch vermißte Vorlage eines En tſchäd i
gungs geſetzes durch die Reichsregierung zu beſchleu
migen und zwar möglichſt ſo, daß die im Grundſchulgeſetz
feſtgelegte Abbaufriſt innegehalten werden kann. Es iſt
nun die Aufgabe, und zwar eine ganz beſonders dringende
Aufgabe der Reichsregierung, ein ſolches Geſetz ſofort
einzübringen, damit der Abbau der privaten Vorſchulen
Oſtern d. J. wirklich beginnen kann.

Wie wir hören, hat das Preußiſche
Kultusminiſterium hierfür weitgehende
Vorarbeit dadurch geleiſtet, daß es dem
Reichsmöniſterium des Jnnern einen fer-
tigen mit voller Begründung verſehenen
Entwurf eines Geſetzes als Grundlage für
die vom Reichsminiſterium des Jnnern zu erledigende
Arbeit hat zugehen laſſen. Da zugleich auch in
Hamburg Vorarbeiten für ein Hamburgiſches Geſetz des
gleichen Jnhalts ſchweben ſollen, dürfte wohl mit Recht
erwartet werden können, daß das Reichsminiſterium des
Jnnern mit Hilfe dieſer Entwürfe ſeinen eigenen Ent
wurf ſo raſch fertigſtellt, daß ſeine Verabſchiedung ſpä
teſtens im Monat März erfolgen kann. Die Folgen
eines weiteren unbefriſteten Aufſchubs des Abbaus der
privaten Vorſchulen wären auch vom Standpunkt der
Förderung der Grundſchule ſo ſchwerwiegend, daß es
ratſam ſein dürfte, dieſe Erwartungen nicht zu enttäuſchen.
Schon in Anbetracht der kurzen bis Oſtern dieſes Jahres
werfügbaren Zeit iſt es dringend notwendig, daß der
Entwurf der Reichsregierung eine volle und endgültige
Regelung der Entſchädigungsfrage bringt und ſich nicht
mit einem Rahmengeſetz begnügt, das in den hauptſächlich
beteiligten Ländern nur neue Kämpfe unter zum Teil
ganz verſchiedenen Verhältniſſen auslöſen würde. Die
Grundſchule muß endlich und endgültig von der Anruhe
befreit werden, die die Geltendmachung der an ſich ver
ſtändlichen Jntereſſen der Privatſchulbeſier und Privat
ſchullehrer mit ſich bringt.

Negs Parlamenten, ar ren
Pfarrer Lic. Moering Direktor der Breslauer Volks
büchereien.

Der Magiſtrat Breslau hat unter Aufhebung aller
früheren Beſchlüſſe Beſchloſſen, Pfarrer Lic. Ernſt Moe
ring zum Direktor der Städtiſchen Volksbüchereien und
Leſehallen zu wählen. Pfarrer Moering iſt in weiten
Kreiſen als liberaler Theologe und aufrechter Demokrat
bekannt.

v

Die Veränderungen im Reichswehrminiſterium.
Jm Hinblick auf die bekannt gegebenen Veränderun

gen in der Reichswehr verdienen beſonders die Ver
änderungen im Reichswehrminiſterium Beachtung. Aus
dem Reichswehrminiſterium ſcheiden der bisherige Jn
ſpekteur der Jnfanterie, der Chef des Perſonalamtes, und
weiter zwei Abteilungsleiter aus. Dieſe Veränderungen
dürften im übrigen auch als eine Folge des Rücktritts
des Generals von Seeckt anzuſehen ſein
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Die Zahl der Reichsbeamten.
Nach einer Ueberſicht, die der Reichsfinanzminiſter

dem Reichstag vorgelegt hat, waren am 1. Oktober 1926
bei den Hoheitsverwaltungen 96 175 Beamte, 20 916 An
geſtellte und 49632 Arbeiter tätig.

Bei der Deutſchen Reichspoſt einſchließlich der Deut
ſchen Reichsdruckerei waren beſchäftigt. 252 093 Beamte,
1353 Angeſtellte und 39 903 Arbeiter

Jn der Zeit vom 1. April bis zum 30. September iſt
bei den Hoheitsverwaltungen eine Perſonalverminderung
um 1173 Beamte und eine Perſonalvermehrung von 827
Angeſtellten und 6159 Arbeitern feſtgeſtellt worden. Die
Perſonalvermehrung bei der Deutſchen Reichspoſt betrug

in dem genannten Zeitraum 2284 Beamte, während die
Perſonalverminderung 2924 Angeſtellte und 1093 Ar
beiter betrug. Jm Reichswehrminiſterium iſt eine grö
ßere Zahl von Angeſtellten eingeſtellt worden, um Solda
ten der Wehrmacht, die bisher im Büro, Fernſprech und
Funkdienſt tätig waren, für den Dienſt an der Front frei
zu machen. Aus Anlaß des Amtauſchs der Markanleihe
des Reiches in die AnleiheAblöſungsſchuld mußten bei
der Reichsſchuldenverwaltung 711 Angeſtellte eingeſtellt
werden. Der Zugang an Beamten bei der Deutſchen
Reichspoſt iſt in der Hauptſache in der Uebernahme von
Reichsbahnbeamten, in der Wiederanſtellung von Warte
ſtandsbeamten und in der Rückübernahme früherer Poſt
beamten von anderen Reichsverwaltungen begründet.
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Der Kampf gegen den Pommerſchen Landbund.
Die Pommerſche Bauernſchaft ſetzt den Kampf gegen

den Pommerſchen Landbund mit allen Kräften fort. Jn
den letzten Tagen fanden u. a. in Pommern Verſamm
lungen in Drenow, Garrin und Spie ſtatt. Jn dieſen
Verſammlungen wurde u. a. darauf hingewieſen, daß der
mur 2000 Beſitzer gählende Großgrundbeſitz in der Land
wirtſchaftskammer für Pommern mit 34 Mitgliedern
vertreten ſei, während die weit ſtärkere Bauernſchaft in
der Landwirtſchaftskammer nur 30 Mitglieder ſitzen hat,
ſodaß ſie alſo bei der Entſcheidung der ſür ſie wichtigen



Fragen immer in der Minderheit bleiben muß. Wie ſehr
der Pommerſche Landbund durch das Anwachſen der
Pom merſchen Bauernſchaft ſich bedrängt fühlt, geht dar
aus hervor, daß noch im Januar in Kolberg der Land
bund eine große Verſammlung plant, bei der die von der
Bauernſchaft erörterten Fragen beſprochen werden ſollen.

Völkiſche Paarung. Eine Verlobungsanzeige in der
Wehrwolfzeitung bautet:

Frl. Dorg Müller
KöniginLuiſe Bund

Kam. Alfred Hummel
Wehrwolf Fahnenträger

grüßen als Verlobte
Heil!

736 867 Kriegsbeſchädigte.
Eine Statiſtik des Reichsarbeitsminiſteriums.

Der Reichsarbeitsminiſter hat dem Reichstag die
Ueberſicht über die Ergebniſſe der Zählung der Kriegs
beſchädigten, Kriegshinterbliebenen r
ſorgungsberechtigten vom Oktober 1926 vorgelegt Die
erſte genaue Zählung der Kriegsbeſchädigten und Kriegs
Hinterbliebenen ſand im Oktober 1924 ſtatt. Das Er
gebnis der damaligen Unterſuchung war, daß ſich in den
nächſten Jahren vorausſichtlich nur die Zahl der Waiſen
merklich vermindern werde, daß dagegen bei den an
dern Gruppen der Verſorgungsberechtigten teilweiſe ſogar
mit höheren Zahlen als bisher gerechnet werden müſſe
Dieſes Ergebnis iſt durch die jetzige Zählung beſtätigt
worden. Jm Oktober 1924 waren 720 931 Beſchädigte
und 50 422 Kapitulanten vorhanden, insgeſammt wurden
alſo 771 353 Verſorgungsberechtigte gezählt. Die Zäh
lung vom Oktober 1926 ergab 736 867 Beſchädigte und
55 276 Kapitulanten, zuſammen alſo 792 143 Verſorgungs
berechtigte. Die Zahl der Beſchädigten hat ſich ſomit um
15 936, die Zahl der Kapitülanten um 4854 vermehrt.
Dieſe Steigerung iſt im weſentlichen darauf zurückzu
führen, daß jetzt in der Zeit der großen wirtſchaftlichen

Heill

Not viele, die früher keinen Wert auf eine Rente gelegt
Haben, ſich nachträglich noch darum bemühen. Es beſteht
Sein Zweifel darüber, daß auch noch für die nächſte Zeit
mit einer weiteren, wenn auch vielleicht verhältnismäßig
nicht allzu weſentlichen Erhöhung der Zahl der VBeſchädig-
ten gerechnet werden muß. Von dieſen Beſchädigten

waren 38 793, alſo 5,3 Prozent um mehr als 90 w. H.
in ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert.

Bei der diesjährigen Zählung wurden bei 736 867
Beſchädigten 1067 680 verſorgungsberechtigte Kinder
feſtgeſtellt.

Bei den Beſchädigten hat auf Grund dieſer Feſt
ſtellungen eine Minderung der Ausgaben bisher nicht in
Frage kommen können. Es iſt auch nach Lage der Dinge
micht anzunehmen, daß eine ſolche Minderung in abſeh
barer Zeit eintreten wird. Zunächſt wird im Gegenteil

noch mit einer weiteren Steigerung der Ausgaben gerech
net werden müſſen. Bei den Waiſen hat die Zahl der
Halbwaiſen erheblich abgenommen, die Zahl der Eltern
renten Empfänger und die Zahl der Beihilfe Empfänger
hat dagegen wiederum zugenommen. Die Zahl der Wit
wen iſt ungefähr gleich geblieben. Die Zahl der Wieder
werheiratungen wird ſich in den kommenden Jahren zwei
fellos noch weiter verringern. Finanziell am ſtärkſten
wirkt ſich die ſtarke Abnahme der Zahl der Waiſen aus.
Jm übrigen dürfte der größte Teil der ſich hier ergeben
den Erſparniſſe durch die Mehrausgaben bei der Be
ſchädigten Verſorgung wieder beanſprucht werden.

Der
Bezirk Halle.
Verurteilung

wegen unlauteren Wettbewerbs.
Halle. Die deutſchnationale „Halleſche Zeitung hat

in Halle eine Kollegin die „Allgemeine Zeitung. Beide
ſind alſo politiſche Geſinnungsfreundinnen. And. beide
werden für ſich in Anſpruch nehmen, ihre Leſer in „echt
treudeutſcher Art und Betätigung auf allen Gebieten des
täglichen Lebens zu unterrichten und ihnen als Vorbil
der auf dieſem Felde zu dienen. Das hindert ſie aber
micht, die Gerichte mit gegenſeitigen Beleidigungs-
klagen zu beſchäftigen, bei denen bald die eine, bald
die andere obſiegt. So hatte der Verleger der „Halleſchen
Zeitung“, Otto Thiele, BerlinNikolasſee, in einer Pri
watbeleidigungsklage gegen den Direktor der „Allgemei
nen Zeitung“, Geiſel, deſſen Verurteilung zu 400 A Geld
ſtrafe erzielt. Als am 10. Januar die Strafkammer in
erneuter Verhandlung die Strafe auf 150 A ermäßigte
und die „H. Z.“ dieſe Herabſetzung darauf zurückführte,
daß der Direktor der „A. Z. vor Gericht ſein geringes
Einkommen ins Trefſen geführt habe, wurde der „H. 3.“
werfälſchte Berichterſtattung vorgeworfen und
das Blatt eine Gefahr für die Oeffentlich
keit genannt. Jn ihrer Ausgabe vom 16. Januar ver
öffentlicht nun die „A. Z.“ nachſtehendes gegen die
„Hälleſche Zeitung ergangene Arteil, das ſie „eine Ver
urteilung wegen unlauteren Wettbewerbs“ überſchreibt:

Jm Namen des Volkes!
Jn Sachen der Mitteldeutſchen VerlagsAktiengeſell

ſchaft, Halle a. S., Gr. Brauhausſtr. 16 17, Antrag
ſtellerin, gegen die Firma Otto Thiele, Druck und Ver
Tag, Buch und Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen
Zeitung in Halle a. S., Leipzigerſtr. 61—62 (Jnhaber
Otto Thiele, BerlinNikolasſee, PrinzFriedrich-Leopold
ſtraße 22), Antragsgegnerin, wegen Erlaß einer einſt
weiligen Verfügung hat die 1. Kammer für Handelsſachen
des Landgerichts in Halle a. S.

für Recht erkannt:
Der Antragsgegnerin (Verlag Otto Thiele) wird im
Wege der einſtweiligen Verfügung bei Meidung einer für

und ſonſtigen Ver

jeden Fall der Zuwiderhandlung vom Gericht ſeſtzuſetzen
den Geldſtrafe aufgegeben, in Werbeſchreiben für das
Mitteldeutſche Landbund Jahrbuch die Behauptung zu
unterlaſſen:

„Als Abnehmer dieſes offigiellen Landbund-
Bauernkalenders kommen in erſter Linie über
150 000 Landbund Mitglieder in der Provinz
Sachſen in Frage“,

ſowie die weitere Bezeichnung dortſelbſt zu unterlaſſen:
„Der Anzeigenteil in dieſem Bauern Jahrbuch,
deſſen gewaltiger Abſatz durch die offizielle
Förderung der LandbundOrganiſation geſichert
iſt

Das vorſtehende Arteil, ſo fügt die Allgemeine Zeitung
hinzit, hat am 7. Januar 1927 Rechtskraft erlangt. Es
hiegt die Tatſache zugrunde, daß Otto Thiele vom Mit
tel deutſchen LandbundJahrbüch ſür das Jahr 1926

im ganzen nur 6000 Stück gedrückt
(in Worten ſechstauſend Stück)

umd noch weniger verkauft hat, in ſeinen
Reklamebriefen zur Gewinnung von AnzeigenAufträgen
aber behauptet hatte, als Abnehmer kämen

über 150 000 Landbund mitglieder

in Frage e(Anterſchrift) Mitteldeutſche Verlags- Aktiengeſellſchaft
Was werden die nächſten gerichtlichen Auseinander

ſetzungen zwiſchen dieſen politiſchen Geſinnungsfreun
dinnen noch alles an den Tag bringen!

Die Vorſtände der Kreisvereine
werden an den Beſchluß der am 21. November v. Js.
in Halle abgehaltenen Bezirksvorſtandsſitzung erinnert,
wonach möglichſt alle Kreisvereine bis Ende Februgr ds.
Js. einen

Kreisparteitag
einberufen ſollten. Der Verein Halle hatte ſich bereit
erklärt, dieſe Tagung mit einem Mitglied ſeines Vor
ſtandes zu beſchicken. Der am 19. und 20. März in
Halle zuſammentretende Bezirksparteitag muß ein Bild
über die Ausführung dieſes Beſchluſſes vorfinden.

Halle. Herr Miniſter Dr. Schreiber ſpricht am
Sonntag, den 23, Janugr, in einer vom Mittel
deutſchen Handwerkerbund veranſtalteten Kundgebung vor
mittags 1138 Ahr im unteren Saal des Stadtſchützen

Jungdemokraten Halle S.

Der 2. Bundesvorſitzende des „Reichsbundes
Deutſcher Demokratiſcher Jugend e. V. Herr

Aſſeſſor Dr. Karl Frank Berlin
vom Reichsminiſterium des Jnnern

ſpricht Sonnabend, den 29. Jan. 1927
abends 8 Ahr im Reſtaurant „St. Nikolaus

Nikolaiſtraße über

Der Weg der jungdemokratiſchen Politiß

Wir laden alle Partei und Geſinnungs
freunde herzlich ein und bitten um rege

Beteiligung

Der Vorſtand.
A. Klemick. E. Minner.

hauſes über Wirtſchafts und Steuerfragen des Mittel
ſtandes“. Die Ortsgruppe des Mitteldeutſchen Hand
werkerbundes lädt durch ein unſerer Partei-Geſchäftsſtelle
zugegangenes Schreiben die Mitglieder unſeres Vereins
der D. D. P. in Halle zur Beteiligung an dieſer Kund
gebung ein. Der Vorſtand bittet, von dieſer Einladung
recht regen Gebrauch zu machen.

Halle. Geheimer Juſtizrat Dr. Friedrich Keil,
Rechtsanwalt und Notar in Halle, konnte am 18. Januar
ſeinen 70. Geburtstag begehen. Geheimrat Keil kam von
den Nationalliberalen, die er im Preußiſchen Abgeord
netenhaus bis 1918 als Landtagsabgeordneter vertrat, bei
Gründung der Deutſchen Demokratiſchen Partei in Halle
zu dieſer herüber. Er gehörte der demokratiſchen Frak
tion als Stadtverordneter an und bekleidete bis 1924 das
Amt des Stadtverordnetenvorſtehers. Von 1916 bis 1926
gehörte er dem Provinziallandtag als Mitglied an. Bei
den Wahlen 1921 zum Provinziallandtag führte Geheim
rat Dr. Keil die Kandidatenliſte der Deutſchen Demokrati
ſchen Partei in Halle. Wir wünſchen dem Jubilar und
Geſinnungsfreunde noch für lange Jahre die Friſche und
Rüſtigkeit, der er ſich bisher erfreuen konnte.

Halle. Das Kartell republikaniſcher Studenten trat
am 15. Januar zum erſten Male mit einem im Hotel
Hohenzollernhof arrangierten Geſellſchaftsabend an die
Oeffentlichkeit. Die erſte Veranſtaltung des Kartells
kann in Form und Verlauf als durchaus gelungen gelten.
Man hatte den Einladungen recht zahlreich Folge geleiſtet
und unterhielt ſich auf das beſte beim Tanz und bei an
deren Darbietungen. Die Begrüßungsanſprache des
1. Kartell-Vorſitzenden, cand. jur. Kun ze, in der er auch
der Dienſtbereitſchaft der republikaniſch denkenden deut
ſchen Studentenſchaft für die deutſche Republik Ausdruck
gab, fand wohlverdienten Beifall. Man ſah unter den
Feſtteilnehmern viele Anhänger der Deutſchen Demokrati-
ſchen Partei.

Halle (Saale). Jn Vereinbarung mit dem Vor
ſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei, Ortsverein
Halle, laden wir alle Partei und Geſinnungsfreunde zu
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dem Sonnabend, den 29. Jannar 1927, abends 8 Uhr im
Reſt. „St. Nikolaus“, Nikolagiſtraße ſtattfindenden Vor
trag des 2. Bundesvorſitzenden des „Reichsbund Deut
ſcher Demokratiſcher Jugend e. V.“, Herrn Aſſeſſor Dr.
Karl FrankVerlin, vom Reichsminiſterium des Jnnern,
über „Der Weg der jung demokratiſchen Politik herzlichſt
ein und hoffen auf rege Beteiligung. Für unſere Mit
glieder iſt vollzählige und pünktliche Anweſenheit ſelbſt
werſtändliche Pflicht. (S. Anzeige!) Der Vorſtand des
Vereins der Deutſchen Demokratiſchen Partei bittet die
Mitglieder um recht zahlreiche Beteiligung an dieſer von
den Jungdemokraten einberufenen Verſammlung

Weißenfels (Saale) Deutſche Demokratiſche Partei
Wir veranſtalten am Sonntag, den 23. Januar 1927 in
den oberen Räumen des Etabl. „Schumanns Garten einen
Familtenabend, beſtehend aus muſikaliſcher und Tanz
Aufführungen, Rezitätionen u. ſonſtigen Anterhaltungen,
Nach Schluß des Programms Tanz! Jm Mittelpunkt
des Abends ſteht die Feſtanſprache des Herrn Kreismedizi
nalrat Dr. Kühn lein, Merſeburg. Zu dieſer Veran
ſtaltung beehrt ſich der Vorſtand alle Parteifreunde
freundlichſt einzuladen Anfang 4 Ahr.

Eilenburg. Herr Staatsminiſter Dr. Schreiber
ſpricht am Sonntag, den 20. Februar, in einer von der
Ortsgruppe der D. D. P. einberufenen öffentlichen Ver
ſammlung Der Beginn der Verſammlung iſt auf Nach
mittag 3 Ahr anberaumt. Den Parteifreunden aus der
Amgebung Eilenburgs bietet ſich ſo eine gute Gelegen
heit, den Miniſter zu hören.

Bitterfeld. Sonntag, den 20. Februar, findet in der
Stadt Bitterfeld für den Organiſationsbereich des Krei
ſes ein Kreisparteitag ſtatt. Herr Aniverſitäts-
profeſſor Dr. Grünſfelde Halle hat einen Vortrag über
„Der deutſche Mättelſtand und ſeine Genoſſenſchaften“
zugeſagt.

Solzweißig. Die Ortsgruppe der D. D. P. in Holz
weißig bei Bitterfeld hielt am 13. Januar unter Leitung
ihres langjährigen Vorſitzenden Herrn Lehrer Bril-
o ws eine Verſammlung ab, in der nach einigen ge
ſchäftlichen Mitteilungen Herr Dornblütſh einen um
faſſenden Ueberblick über die Urſachen und den Stand der
Kabinettskriſe, ſowie über die gegenwärtige Lage auf dem
Gebiete der Außen und Jnnenpolitik und über die Stel
lung der Demokratiſchen Partei gab. Jm beſonderen ging
Redner auch auf das r den gewerblichen Mit
telſtand direkt ſchädliche Treiben der ſo
genannten Wärtſchaäftspartei ein und forderte
zur Aufklärung in den betreffenden Kreiſen auf Das
Auftreten der Wirtſchaſtspartei habe die Anmöglichkeit,
Politik nur nach wirtſchaftlich einſeitigen Geſichtspunkten
zu machen, erwieſen. Gerade in den eigenen Rei
hen der Partei ſeien die wirtſchaftlichen
GegenſätzezuvollſterSchärfe gediehen und
aneinander geraten Für den Handwerker- und
Mittelſtand ſei dieſe Partei die denkbar ſchlechteſte Ver
treterin. Am Schluſſe ſeiner Ausführungen gab Rede
ner ein Bild von dem zielklaren Wirken der demokratie
ſchen Partei und ihrem unentwegten Feſthalten an dem
als allein gangbar erkannten Wege zur Wiedererſtar
kung unſeres Vaterlandes. Andere, die lange beiſeite.
ſtanden oder widerſtrebten, pflückten heute allerdings die
Früchte, aber die Verleihung des Nobelpreiſes an Stre
ſſemann werde auch dem Andenken Rathenaus gerecht. Jn
der Ausſprache wurden u. a. auch ſoziglpolit ſt ſche
Fragen berührt und wom Redner beantwortet. Ueber
die rührige Arbeit der Ortsgruppe, die trotz ſchwieriger
Verhältniſſe ihre Stimmen bei den Wahlen bisher ſtets
wermehren konnte, ſprach er ſeine Freude aus und bat um
weitere Tätigkeit in dieſem Sinne

Bad Schmiedeberg. (Zweijährige Gründungsfeier des
Reichsbanners.) Die Ortsgruppe Bad Schmiedeberg des
Reichsbanners SchwarzRotGold veranſtaltete am
Januar einen „Vaterländiſchen Bildungsabend“ zur Er
innerung an den Gründungstag, den 8. Januar 1925,
Die Veranſtaltung war von der Einwohnerſchaft Bad
Schmiedebergs ſehr zahlreich beſucht. And ſie wird er
freut geweſen ſein über die vortrefflichen Darbietungen
mit denen die rührige Ortsleitung aufwarten konnte
Eine beſſere Antwort des Reichsbanners Bad Schmiede
berg auf die perſönlich gehäſſigen Angriffe gegen ſeinen
Vorſitzenden ſeitens einiger „Vater ländiſchen war nicht
denkbar. Die auswärtigen Gäſte, die mit dem Abend-
zuge aus der Richtung Wittenberg eingetroffen waren,
wurden am Bahnhof empfangen. Anter Vorantritt der
Spielmannszüge won Wittenberg und Coswig fand ein
Fackelzug wom Bahnhof bis zum Kurhaus ſtatt, wo die
Fahnen eingebracht wurden. Frau Lehrer Keilholz ſprach
darauf ausdrucksvoll den Feſtprolog. Die tauſend Jahr
alte Geſchichte der Farben Schwarg-RotGold zeigte der
Lichthildervortrag „SchwarzRotGold, die deutſchen Far
ben in Geſchichte und Dichtung von Dr. Marquardt, ge
halten wom Kameraden Keilholz. Hierauf hielt Kamerad
Rektor Tſchanter von Eilenburg die markige Feſtanſprache,
ausklingend in „Einigkeit, und Recht und Freiheit
Müſikvorträge leiteten dann über zu dem prächtigen,
kultur hiſtoriſchen Bild von 1525, der Eidesſzene aus Ger
hart Hauptmanns „Florian Geyer“, die von Schmiede
berger Kameraden überraſchend lebenswahr dargeſtellt
wurde. Das letzte Wort, das von der Bühne herabge-
rufen wurde, aber ſei feſtgehalten als ein Wegweiſer, als
ein Endßiel des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold: „Der
deutſchen Zwietracht mitten ins Herz!“ Beim Tanz blie
ben die Kameraden mit ihren Gäſten noch einige Stun-

den zuſammen. H. S.Vei unregelmäßiger Poſt Beſtellung

beſchwere man ſich ſtets bei dem zuſtändigen Poſt
amt, auch dann, wenn dem Leſer unſere Jeitung
durch den Verlag überwieſen wird. Erſt wenn die
wiederholte Beſchwerde ohne Erfolg bleibt, bitten
wir um Mitteilung.
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